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Grußwort

D ass Wirtschaftsthemen in den Zei-
tungen ganz vorn standen, dass
das Fernsehen Sondersendungen

brachte, gehört der Vergangenheit an seit
der Wirtschaftsaufschwung in vollem
Gange ist. Nach der Wirtschaftskrise, die
viele Menschen in Not gebracht hat, ist ein
Stück Normalität zurückgekommen. In die
Schlagzeilen schaffen es da nur noch ma-
rode Landesbanken oder die viel beschwo-
rene Euro-Krise. Dass die Bürger dennoch
alles andere als beruhigt sind, zeigt der
immer noch ansteigende Goldpreis. 

Beruhigung kann nur eintreten, wenn die
Menschen über genügend Information ver-
fügen, die ihnen positive Eindrücke ver-
mittelt. Dabei verdienen die auf den ersten
Blick unspektakulären Nachrichten beson-
dere Beachtung: In vielen Tageszeitungen
und regionalen Sendern überprüfen Jour-
nalisten die Auswirkungen des viel be-
schworenen Wirtschaftsaufschwungs. Denn
wer nur die Sonntagsreden von Politikern
hört, könnte meinen, in Deutschland seien
alle wirtschaftlichen und sozialen Proble-
me verschwunden. Die Staatseinnahmen?
Sie sprudeln. Die Staatsschulden? Zu hoch,
aber viel niedriger als in den USA. Die
Arbeitslosigkeit? Ist immer weiter auf dem

Rückzug. Die Auftragsbücher der Unter-
nehmen? Sie platzen aus allen Nähten.

Doch Leser, Hörer und Zuschauer müssen
wissen, wie die Wirklichkeit aussieht –
und das schaffen sie nur durch die Arbeit
der Wirtschaftsjournalisten vor Ort, in
ihrer Region, in ihrer Kommune. Gerade
beim Thema Wirtschaft fungieren Journa-
listen nicht selten als Übersetzer. Wer ver-
steht schon die Sprache der Analysten?
Wer kann schon ohne Hilfe die Brücke
schlagen von so abstrakten Begriffen wie
Bruttoinlandsprodukt hin zu den Auswir-
kungen auf jeden einzelnen in seinem All-
tag, in seiner Lebenswirklichkeit? Diesen
Brückenschlag führen Journalistinnen und
Journalisten vor Ort durch. Was ist dafür
nötig? Eine gute Journalistenausbildung,
eine faire Bezahlung, genügend Zeit für
Recherchen und Entdeckerlust. Denn vor
Ort liegen immer noch die besten, die
greifbarsten Geschichten für Journalisten.
Voraussetzung dafür ist nur eine Erkennt-
nis: dass die Provinz nicht der Rand, son-
dern das Zentrum Deutschlands ist. Und
dass Wirtschaft vor allem da spannend
und interessant ist, wo sie nachvollziehbar
erlebt werden kann.

Michael Konken 
Bundesvorsitzender des 
Deutschen Journalisten-Verbands e.V. (DJV)
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um es mit den Worten von Professor Gün-
ter Verheugen, ehemals Vizepräsident der
Europäischen Kommission, zu sagen: „Ein
guter Unternehmer sorgt für die Motiva-
tion und die Qualifikation seiner Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer. […]
Seine Unternehmensphilosophie ist nicht
auf den kurzfristigen Profit, sondern auf
Nachhaltigkeit angelegt. Er sorgt für Chan-
cengleichheit im Unternehmen. Er setzt
auf Wettbewerb, Innovation und Qualität“
(aus: Genossenschaftsblatt für Rheinland
und Westfalen, 4/2010).

Die Krise ist vorbei. Die Herausforderun-
gen, die die heimische Wirtschaft mit all
ihren Akteuren zu meistern hat, bleiben
bestehen. Dem Journalistenpreis „Wirt-
schaft vor Ort“ geht also so schnell der
Stoff nicht aus – da ist sich die Fachjury
einig. 

E s gibt sie wieder: die guten Nach-
richten. Die Arbeitslosigkeit geht
zurück, die Wirtschaft wächst, die

Löhne steigen. Die größte Weltwirtschafts-
krise der Nachkriegszeit ist in Deutschland
vorbei. Keine Frage. 

Dies ist vor allem in den mittelständischen
Unternehmen zu spüren, die seit jeher
Motor und Motivator für Wachstum in
ihrer heimischen Region sind. Ob im Mün-
sterland, der Eifel, dem Sauerland oder im
Hunsrück, ob im ländlichen Raum oder in
der Metropolregion: Den heimischen
Betrieben geht es wieder gut, den Erfolg
mussten sie sich – jedes Unternehmen für
sich - hart erarbeiten. Denn wer in seiner
Region als Unternehmen ernst genommen
werden will, muss Wirtschaft vor Ort mit-
gestalten, muss bereit sein, sich ständig an
den Markt anzupassen, muss dabei aber
auch Verantwortung übernehmen. Oder,

Vorwort
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Dr. Ulrich Bittihn Horst Schreiber
Vorsitzender des Fachausschusses Stellvertretender Vorsitzender des
Marketing der Kreditgenossenschaften Fachausschusses Marketing der Kredit-
in Rheinland und Westfalen genossenschaften in Rheinland und Westfalen

Aus wieder einmal fast 100 Beiträgen aus
Print, Funk, Fernsehen und Internet hatte
sie zu wählen. Erstmals seit der ersten
Ausschreibung im Jahr 2004 hatten sich
erfreulicherweise sogar Fotografen um
einen Preis beworben. Es war also keine
leichte Aufgabe. Und doch ist es der Jury
auch diesmal gelungen, die Besten unter
den Guten mit dem Journalistenpreis 2010
auszuzeichnen. Im Einzelnen möchten wir
uns an dieser Stelle für ihr Engagement in
der Jury bedanken bei: Frau Claudia
Schall, Chefredakteurin Radio Köln, Herrn
Helmut Dahlmann, Landesvorsitzender
des Deutschen Journalistenverbandes
NRW, Herrn Jürgen Dörmann vom Journa-
listen-Zentrum "Haus Busch" in Hagen,
Herrn Harald Heuer, Leiter der Abteilung
„Zeus & Bildungsprojekte“ der WAZ-Me-
diengruppe, Herrn Wolfgang Jüngst,
WISO-Redaktion (ZDF), Herrn Wolfgang

Kleideiter, stellvertretender Chefredakteur,
Zeitungsgruppe Münsterland Westfälische
Nachrichten & Partner, Herrn Jens Redde-
ker, Redakteur der Neuen Westfälischen
/nw-news.de, Herrn Dr. Julian Stech, Lei-
ter der Wirtschaftsredaktion des Bonner
General-Anzeigers, Herrn Ulli Tückmantel,
Ressortleiter „Report“ der Rheinischen Post,
und Herrn Gregor Weishaupt, Redakteur
des Handelsblatts. 

Allen Preisträgerinnen und Preisträgern
wünschen wir für ihre künftige journalisti-
sche Arbeit alles Gute und wir freuen uns
auf viele weitere spannende Wirtschaftsbe-
richte „von vor Ort“.

„Erst die Fremde lehrt uns, was wir an der Heimat besitzen.“

Theodor Fontane
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Michael Baar
Geboren: 13. Mai 1958
Wohnort: Westerkappeln-Velpe
Michael Baar übernahm nach einem Volontariat 
in der Lokalredaktion der Westfälischen Nachrich-
ten (WN) in Ibbenbüren 1985 die stellvertretende
Leitung der Lokalredaktion Lüdinghausen. Nach
einigen weiteren Stationen bei den WN ist er seit
2001 Leiter der Lokalredaktionen in Lengerich und
in Westerkappeln.

Detlef Dowidat
Geboren: 12. September 1951
Wohnort: Lengerich
Detlef Dowidat arbeitete nach seinem Volontariat
bei den WN ab 1975 in der Redaktion in Lengerich.
Ab 1980 war er Redakteur für Lokalsport (Lenge-
rich und Ibbenbüren). 2001 wechselte er in die
Lokalredaktion Lengerich der WN

Karin C. Punghorst
Geboren: 22. Oktober 1969
Wohnort: Osnabrück
Karin C. Punghorst hat 1997 bei den WN volontiert.
Anschließend war sie in der Beilagen-Redaktion
tätig. 2003 wechselte sie in die Lokalredaktion
Westerkappeln. Seit 2010 ist sie in der WN-Lokal-
redaktion Lengerich tätig.

Wilhelm Schmitte
Geboren 20. Januar 1955
Wohnort: Lengerich
Wilhelm Schmitte wurde 1977 nach seinem Volon-
tariat bei den WN Redakteur der Zeitung in Ibben-
büren. Seit 1987 ist er stellvertretender Redak-
tionsleiter in der WN-Redaktion Lengerich.

Ruth Jacobus
Geboren: 11. Mai 1960
Wohnort: Ibbenbüren
Ruth Jacobus absolvierte ihr Volontariat bei der
Borkener Zeitung und arbeitete dann als Redak-
teurin bei der Allgemeinen Zeitung Coesfeld. Seit
1987 war sie Redakteurin in den Lokalredaktionen
Gronau und Ibbenbüren der WN. Seit 2003 arbeitet
sie für die Lokalredaktion der WN in Lengerich.
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➔➔ Eine sehr gelungene Gemeinschaftsarbeit! Die Jubiläumsausgabe zum 80. Geburtstag des Tecklen-

burger Landboten in den Westfälischen Nachrichten beeindruckt durch eine ausgewogene Mischung

aus gut gemachten Lesegeschichten, knapper Information und einer sehr ansprechenden Bebilderung.

Es wird in jeder Zeile deutlich: Die Leidenschaft, die Unternehmer für ihr Produkt entwickeln, ist ein

wesentlicher Erfolgsfaktor. Den Autoren ist ein herausragendes Beispiel für gute Lokalberichterstattung

in einer Regionalzeitung gelungen. Ein aufwändiges Gesamtprodukt, das geradezu nach einer Fortset-

zung verlangt.

JURYJURYBEWERTUNG

Jubiläumsausgabe 
Handel und Wirtschaft
Mit der „Göttin“ auf Du und Du

von: Michael Baar, 
Detlef Dowidat,
Ruth Jacobus, 
Karin C. Punghorst, 
Wilhelm Schmitte

Zwei Buchstaben zergehen Auto-
liebhabern auf der Zunge: DS. 
Vor 55 Jahren hat der französische
Autohersteller Citroën dieses
Modell auf den Markt gebracht. 
18 Jahre später wird die Produktion
eingestellt – die Faszination „DS“
bleibt. Dieter Rodermund kennt die
„Göttin“ in und auswendig. Seit 25
Jahren ist sie Bestandteil seines
Lebens. Das Objekt der Begierde
von Oldtimer-Freunden wird von
dem studierten Medienwissen-
schaftler fachgerecht aufbereitet.     

Von Michael Baar, Lengerich. Ein Auto, das
vor dem Losfahren „aufsteht“ und sich nach
der Fahrt wieder „hinlegt“ – Dieter Roder-
mund ist als Kind infiziert worden. „Mein
Onkel hatte eine DS, das hat mich faszi-
niert“, erinnert sich der Lengericher. Eine
Begeisterung, die der 55-Jährige heute noch
erlebt. Kinder seien immer noch begeistert,
wenn sie das sähen. „Zuhause sagen sie

dann, sie wollen auch so ein Auto, das schla-
fen kann.“ An Schlaf hat der französische
Autohersteller Citroën sicher nicht gedacht,
als er 1955 auf dem Pariser Autosalon das
Modell „DS“ präsentiert. Und ist dann nicht
mehr dazu gekommen. Am ersten Tag der
Schau ertrinken die Citroën-Mitarbeiter in
der Flut der Bestellungen. 12.000 Menschen
wollen eine „Göttin“ haben. So heißt das
damals revolutionäre Modell in Anlehnung
an die französische Aussprache der beiden
Buchstaben. Sie bringen viel Geduld auf,
denn die ersten DS werden erst eineinhalb
Jahre später an die Kunden ausgeliefert. In
der Stimme von Dieter Rodermund schwin-
gen Ungläubigkeit und Respekt mit, wenn er
das erzählt. Schwer zu verstehen, dass ein
Automodell aus dem Stand die Herzen der
Autofahrer erobert. Nicht nur die Technik
des Fahrwerks sorgt dafür, auch das Ausse-
hen. „Die DS ist das einzige Auto, das jemals
einen Designpreis erhalten hat.“ So wie der
Lengericher das sagt, klingt das wie selbst-
verständlich. Die Hydraulik ist unverwüst-
lich. Aber der Rost, der hat der Göttin zeit
ihres kurzen Lebens immer zu schaffen
gemacht. Der 55-Jährige weiß, wovon er
spricht. Schließlich hat er sich der DS gewid-
met. „Eigentlich wollte ich damit das Stu-
dium finanzieren“, blickt er zurück. In einer
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kleinen Werkstatt schraubt er an den Citro-
ën, bringt sie in Schuss. „Ich habe Medien-
wissenschaften studiert und von RTL und
Co. geträumt“, zieht ein Grinsen über sein
Gesicht, während er einen Espresso trinkt.
Mit Milch. „Das ist bekömmlicher“, hat er
das kommentiert. Die Hoffnung auf eine Kar-
riere beim Privatfernsehen hat er nach und
nach aufgegeben. Da ist die Werkstatt, die
dank des von einem Studienkollegen
beschafften Nachschubs gut ans Laufen
kommt. Der ist nach Frankreich gezogen,
will ein Haus bauen und bringt Dieter Roder-
mund eine „Göttin“. Dann noch eine, und
noch eine, immer weiter. Das ist lange nach
dem Ende der 18-jährigen Produktionszeit
der DS. „Die Auvergne war damals noch
nicht abgegrast“, klingt es lapidar aus sei-
nem Mund. Gut für ihn, gut für viele DS-
Liebhaber. Was mit dem Verkauf der Autos
angefangen hat, wird bald durch Wartung
und Restaurationen komplettiert. 25 Jahre ist
das her, aber die Liebe zur „Göttin“ hat den
55-Jährigen nie losgelassen. Ob’s am
gemeinsamen Geburtsjahr liegt? 
Alte DS tauchen auch heute noch auf. „Der
Schwerpunkt liegt auf Restauration und
Instandsetzung“, erläutert er und nimmt
noch einen Schluck von seinem Espresso. 20
bis 30 Autos hat er in der Anfangszeit jähr-
lich verkauft. Das flaut Mitte der 1990er
Jahre ab. Wer interessiert sich eigentlich für
so ein eigenwilliges Auto? Dieter Rodermund
fischt eine filterlose Camel aus der Packung,
zündet sie an. Keine Gauloises? „Nur in
Frankreich“, lacht er. „Es sind oft Leute, die
mit Oldtimern nichts am Hut haben, sondern
nur von der DS fasziniert sind“, sagt er
schließlich. Deshalb, so fügt er hinzu, habe
der DS-Club auch keine Nachwuchssorgen.
„Da kommen immer wieder junge Leute
hinzu.“ Trotz der Rostprobleme? Dieter
Rodermund winkt ab. Original Ersatzteile
gibt es nicht. „Citroën ignoriert seine
Geschichte komplett“, spricht Unverständnis
aus ihm. Er hat sich mit den Jahren ein
umfangreiches Teilelager aufgebaut. „Die
glatte Karosserie kommt einem bei der Res-
tauration entgegen“, weiß er. Dazu noch die
unverwüstliche Hydraulik. Also alles lösbar!

„Die Lenkung ist ein Problemteil“,
beschreibt er eine Schwachstelle der „Göt-
tin“. Zu normalen Preisen lasse sich da
Ersatz nicht herstellen. „Die hat früher schon
2.500 Mark gekostet bei einem Autopreis von
14.000 Mark“, nennt er eine Hausnummer.
In seiner Werkstatt stehen DS in verschiede-
nen Phasen der Restauration. „Für eine kom-
plette Restaurierung brauche ich 800 Stun-
den“, sagt er und streicht vorsichtig über
einen Kotflügel. Es gibt Kunden, denen hat
er schon zwei Mal die „Göttin“ komplett neu
hergerichtet. „Die nutzen sie täglich“, erklärt
der 55-Jährige.
Das klingt zufrieden und bewundernd
zugleich. Auf der Hebebühne tritt Dieter
Rodermund unter ein aufgebocktes Modell.
Im linken hinteren Kotflügel ist ein Teil des
Hydrauliksystems sichtbar. 40 Meter lang ist
das Leitungsnetz. Mittels Öl und Druck sorgt
es dafür, dass die DS schwebt. Eine andere
Bezeichnung lässt der 55-Jährige nicht gel-
ten. Unwillkürlich lacht er auf. Vor Arbeits-
beginn muss der Druck abgelassen werden.
„Einmal habe ich das vergessen. Ich sah aus
wie ein Marsmännchen, über und über mit
grünem Öl bedeckt“, nennt er den Grund für
seinen Heiterkeitsausbruch. Hat er mit sei-
nem Faible für die „Göttin“ seine Familie
infiziert? Erneut lacht der „Göttinnen-Herr-
scher“ auf. „Als meine älteste Tochter den
Führerschein machte, fragte ich sie, ob ich
ihr ein Auto fertigmachen soll.“ Unwillkür-
lich schüttelt Dieter Rodermund den Kopf,
lächelt. „Ich möchte lieber einen Polo, einen
neuen“, habe sie geantwortet. Pannenhilfe
für gestrandete DS-Kapitäne ist für ihn All-
tag. „Das kommt regelmäßig vor“, räumt er
ein. Mit ein Grund dafür, dass er als Firmen-
wagen keine „Göttin“ einsetzt. Trotz seines
in DS-Kreisen gerühmten Fingerspitzenge-
fühls im Umgang mit dem vor 55 Jahren wie
von einem anderen Stern erscheinenden
Auto. Den Traum von RTL und Co. hat er
längst begraben. „Ich bin mein eigener Herr
und genieße das“, sagt er mit Überzeugung.
Reich werden könne man damit nicht. So,
wie er das sagt, ist ihm das auch nicht wich-
tig. 
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➔➔ Stefan Deges ist mit seinem Beitrag etwas ganz besonderes gelungen: In seiner Reportage zeigt er

nicht nur einen wenig bekannten Mangel im Rechtssystem auf. Er schildert vielmehr leserfreundlich die

unmittelbaren Auswirkungen auf Menschen, die an einer Berufskrankheit leiden. Der Beitrag erlaubt es

dem Leser, tief einzutauchen in das Thema. Stefan Deges ist damit deutlich mehr gelungen als eine die-

ser „Betroffenheitsgeschichten“, die sich häufig in den Medien finden. Toll recherchiert, flott geschrie-

ben. Eine lange Reportage, die den Spannungsbogen hält. Ein ganz hervorragender Beitrag.

JURYJURYBEWERTUNG

Stefan Deges

Geboren: 30. November 1971
Wohnort: Bonn

Stefan Deges begann seine journalistische Lauf-
bahn bei der Rheinischen Post in Mönchenglad-
bach. Von 1999 an war er für den Rheinischen
Merkur tätig – zunächst als Wirtschaftsredakteur,
später als Wirtschaftskorrespondent in Berlin.
Zuletzt leitete er das Wirtschaftsressort. 2009 ver-
öffentlichte Stefan Deges sein Buch „Globalisie-
rung – wissen was stimmt“ im Herder-Verlag.
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66.000 Beschäftigte in Deutschland 
machte die Arbeit im Jahr 2009 krank. 
So behaupten es die Ärzte. Von den
Berufsgenossenschaften jedoch erhalten
die Betroffenen zu selten Unterstützung.
Meist erwartet sie ein kafkaesker Rechts-
streit, dessen Ende viele Kläger nicht
erleben. Ein Missstand mit System.

Rainer Schäfer lebt. Gelegentlich japst er, als
müsse er sich von einem Marathon durch die
Hügel seiner Heimat im östlichen Sauerland
erholen. Und wenn er einige Minuten ruhig
auf dem Sofa sitzt, beginnen seine Beine zu
kribbeln. Dann muss er aufstehen und
durchs Wohnzimmer spazieren. Aber er lebt.
Und wie! Seitdem der 45-jährige Straßenbau-
arbeiter nicht mehr arbeiten kann, eignet er
sich zu Hause wissenschaftliche Kenntnisse
an, die dem Physikum der Medizinstudenten
zur Ehre gereichen würden. Er studiert toxi-
kologische Expertisen und chemische Analy-

sen wie andere Kochrezepte, liest ärztliche
Bulletins und durchforstet das Internet nach
Krankheiten, von denen Bauarbeiter immer
wieder heimgesucht werden. Rainer Schäfer
will nur eins: herausfinden, was los ist mit
seinem kranken Körper.

Die Probleme beginnen im Oktober 2007.
Schäfer wird während der Arbeit etwas
schummrig. Der kräftige Hesse geht in die
Knie, übergibt sich, verliert das Bewusstsein.
Sein Hausarzt schreibt ihn bis auf weiteres
krank. Verdacht auf Grippe. Die Symptome
sind bis heute geblieben. Riecht Schäfer
Abgase, Staub, Lacke oder Lösungsmittel,
stockt ihm der Atem und der Kreislauf stürzt
in den Keller. Eine Odyssee durch Kliniken,
Arztpraxen und Labore hat bislang nichts
bewirkt. „Manchmal kommt der Brechreiz
schon, wenn ich nur an einem Duschgel rie-
che.“

Polyneuropathie nennen Umweltmediziner
Schäfers Leiden. Eine Nervenschädigung, die
sich in Lähmungen oder Taubheitsgefühlen
bemerkbar macht, in anderen Fällen klagen
Betroffene über Durchfall oder wirken wirr.
Der Schaden an den Nerven ist immer der-

Vor dem Gesetz

von: Stefan Deges
Rheinischer Merkur
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selbe, nur die Menschen reagieren unter-
schiedlich darauf. Schäfer bekommt kaum
Luft und seine Beine wollen nicht mehr rich-
tig. „Das kommt von den giftigen Stoffen, die
ich dreizehneinhalb Jahre auf dem Bau
berührt oder eingeatmet habe“, behauptet
der Mann, der vor mehr als 20 Jahren eine
Ausbildung zum Fischwirt absolviert hat. Als
die Zuchtanlage schloss, wechselte Schäfer
zum Straßenbau.

Von der Berufsgenossenschaft (BG), die für
die Bauwirtschaft zuständig ist, erfuhr er
kürzlich durch die Blume, er sei ein Simu-
lant. „Das muss man sich mal vorstellen“,
ärgert sich Schäfer. Er nimmt einen Briefbo-
gen aus dem halb gefüllten Ordner, in dem
er seine Leidensgeschichte archiviert, und
liest aus dem Schreiben der BG vor. „Nach
meiner Einschätzung“, so schreibt ein Mann
vom arbeitsmedizinischen Dienst, „liegt hier
eine wie auch immer zu benennende psychi-
sche Fehlentwicklung vor, die dringend einer
Behandlung bedarf.“

Eine berufsbedingte Erkrankung aber kön-
nen die BG-Mitarbeiter nicht erkennen. Des-
halb steht Schäfer vor der Wahl zwischen
Pest und Cholera: Tod oder Armut. Entweder
er schuftet wie früher oder ihm wird von den
Behörden Geld gestrichen. „Ich kann nicht
arbeiten“, wehrt sich Schäfer, „jedenfalls
nicht auf einer Baustelle.“ Also weniger
Geld. 

Knapp 130 Jahre liegt es zurück, dass
Reichskanzler Bismarck die Berufsgenossen-
schaften „zum Wohle der Arbeiter“ und zur
„Heilung der sozialen Schäden“ erfand. Bis
heute müssen sie Arbeitnehmer vor Unfällen
und Krankheiten schützen. Und wenn das
nicht gelingt, haben sie für die notwendige
Pflege und Behandlung Sorge zu tragen.
Stolz präsentieren sie einmal im Jahr ihren
Unfallverhütungsbericht der Öffentlichkeit.
Mit den Statistiken zu Unfallverletzten und
–toten lässt sich wuchern. Die Zahlen sinken
stetig, und das dürfen sich die gewerblichen
Berufsgenossenschaften als Träger der
gesetzlichen Unfallversicherung anrechnen.
Sie kümmern sich um die Sicherheit auf Bau-

stellen und anderen Arbeitsstätten, schulen
Personal und bieten reichlich Nachhilfemög-
lichkeiten für betriebliche Sicherheitsbeauf-
tragte.

Miserabel dagegen fällt die Bilanz in den Sta-
tistiken aus, die Menschen wie Rainer Schä-
fer erfassen. 66.951 Anzeigen auf Berufs-
krankheit gingen allein 2009 bei den Berufs-
genossenschaften ein. Immerhin 16.078 Fälle
wurden anerkannt, 6643 Versicherte beka-
men erstmals eine Rente zugesprochen.
Doch den abgelehnten Versicherten – und
das ist die große Mehrheit – ergeht es wie
dem „Mann vom Lande“ in Kafkas Parabel
„Vor dem Gesetz“. Sie warten vergeblich auf
Einlass in ein System, das für sie ursprüng-
lich eröffnet wurde.

Manchmal müssen auch die Hinterbliebenen
auf Einlass warten. Im vergangenen Jahr
starben offiziell 2767 Menschen in Deutsch-
land an den Folgen einer beruflich bedingten
Erkrankung. Das sind an jedem Tag mehr als
sieben Todesfälle, die nicht auf einen Unfall
zurückzuführen sind, sondern auf Belastun-
gen am Arbeitsplatz. „In unserer Sozialen
Marktwirtschaft läuft eine Art stiller Krieg ab
- mit jährlich mehr als 2500 Toten infolge
anerkannter Berufskrankheiten“, sagt Hans-
Joachim Woitowitz, emeritierter Arbeits- und
Sozialmediziner der Justus-Liebig-Universität
Gießen, der sich mit jahrzehntelanger For-
schung den Titel „Asbestpapst“ in der Fach-
welt verdient hat. „Die Stimmen der Toten
und auch der abgelehnten Patienten mit
begründetem Verdacht auf eine todbringende
Berufskrankheit finden weder sozialpolitisch
noch in der Öffentlichkeit Gehör.“

Verdiente Arbeitsmediziner wie Woitowitz
sehen in den 2767 Toten und 16.078 aner-
kannten Berufskranken nur die Spitze eines
Eisbergs. Wer tiefer bohrt, stößt auf erschre-
ckende Zahlen und allerlei Ungereimtheiten.
Schutz für beruflich Erkrankte besteht dem-
nach nur in der Theorie. Faktisch geht er in
einem Geflecht von gewerkschaftlichen, wis-
senschaftlichen und unternehmerischen In-
teressen verloren. Die Fehler im System
beginnen bei den Ärzten, sie durchziehen
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den bürokratischen Apparat der Berufsge-
nossenschaften und lassen die überforderten
Sozialgerichte nicht aus. Schließlich erfassen
sie sogar die Ministerien für Arbeit und für
Gesundheit, die zwar beide von Medizinern
geleitet werden, denen aber für die Belange
der Berufserkrankten jedes politische Ste-
thoskop fehlt.

Bei dem Versuch, zu seinem Recht zu kom-
men, hat Rainer Schäfer so manchen Türste-
her kennengelernt. Die meisten gehörten zur
BG Bau. Der nette Herr vom Präventions-
team etwa, der sich Schäfers Geschichte sehr
bald anhörte und auch bei dessen Arbeitge-
ber vorstellig wurde, um zu prüfen, ob dort
vielleicht mit gesundheitsgefährdenden Sub-
stanzen hantiert wurde. Die BG für Land-
wirtschaft und Forsten schickte ebenfalls
ihren Präventionsbeauftragten. Schließlich
hätten Schäfers Probleme ja auch auf seine
Ausbildungszeit zum Fischwirt zurückgehen
können. Beide fanden bislang nichts. Der
Mann vom Arbeitsmedizinischen Dienst,
dem Schäfer im Frühjahr 2008 seine Leiden
berichtete, brachte ihn ebenfalls nicht weiter.
Und wenn Schäfer seinen Sachbearbeiter bei
der BG Bau anruft, um zu erfahren, wie es
um seinen Fall steht, weiß er, dass er ver-
tröstet wird.

Es ist nicht so, dass Berufsgenossenschaften
nichts vom Fach verstünden. Sie unterhalten
Akademien und finanzieren allerlei For-
schung rund um Krankheiten im Arbeitsle-
ben, sie nehmen Tausende Ärzte unter Ver-
trag und führen sogar neun Kliniken. Von
den mehr als 21.000 Mitarbeitern sind fast
5000 für den Technischen Aufsichtsdienst
tätig, der eng mit den Unternehmen zusam-
menarbeitet. Sie kennen die Abgase der Bau-
maschinen und wissen, dass Lösungsmittel
schädlich sind fürs Nervensystem, innere
Organe angreifen und Krebs hervorrufen
können. Deshalb müssten sie sich eigentlich
für die Betroffenen starkmachen. So will es
das Siebte Sozialgesetzbuch.

Dennoch sind in Deutschland schätzungs-
weise 200.000 Personen durch berufsbeding-
ten Kontakt mit Lösemitteln erheblich ge-

schädigt. In den offiziellen Statistiken der
Unfallversicherung aber ist davon nichts zu
sehen. Diese weisen weniger als 2000 Renten
wegen Erwerbsminderung durch eine beruf-
lich bedingte Lösungsmittelerkrankung aus.
Entsprechende Todesfälle gab es im Jahr
2008 genau 60. Da stimmen die Verhältnisse
nicht, meint auch Woitowitz.

Die Berufsgenossenschaften gehen ebenfalls
von einer gewissen Dunkelziffer aus. „Bei
rund 66.000 Verdachtsfällen erstattet jeder
Arzt in Deutschland durchschnittlich eine
halbe Verdachtsanzeige pro Jahr. Das ist sehr
wenig“, sagt Andreas Kranig, Leiter der
Abteilung Versicherung und Leistung der
Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung
(DGUV). „Die richtige Zahl der Berufser-
krankten wird höher liegen.“

Es mag auch an der gesetzlichen Anforde-
rung liegen, dass eine Rente nur zugespro-
chen wird, wenn eine Erwerbsminderung
von mindestens 20 Prozent nachweisbar ist.
Doch das Gros der Dunkelziffer hat andere
Ursachen, deren Wurzeln wiederum in Bis-
marcks Zeiten zurückreichen. Dank der
Unfallversicherung, die der Reichskanzler
1884 durchsetzte, wurden Arbeiter erstmals
gegen die damals enormen Risiken der
Schufterei versichert. Dabei installierte Bis-
marck auch ein Prinzip, das die Türsteher
vor dem Gesetz bis heute als perfekte
Abwehrwaffe nutzen: den Vollbeweis. Die
Unfallversicherung kümmert sich nur um
Erkrankungen, die eindeutig berufsbedingt
sind. Um diesen Beweis führen zu können,
sind detaillierte Informationen aus dem
Arbeitsalltag des Betroffenen nötig, die in
der Regel nur der Versicherte selbst herbei-
schaffen kann. So müssen Laien wie Schäfer
die Tiefen der Naturwissenschaft erkunden.

Bei Berufskrankheiten hilft das dennoch
wenig. Sie machen sich oft erst nach Jahr-
zehnten bemerkbar und ihre Ursachen sind
schwer rekonstruierbar. Wer kann sich dann
noch genau an die einzelnen Gefahren erin-
nern? „Der Patient kommt als Rentner zum
Arzt, und der denkt natürlich nicht als Erstes
an eine Berufserkrankung“, sagt Kranig.
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Deshalb verbringt Schäfer daheim in Twiste-
tal bei Korbach viel Zeit im Internet. Er
prüft, wann bestimmte Anlagen, auf denen
er einst arbeiten musste, ursprünglich errich-
tet wurden. So erhält er Anhaltspunkte, wel-
che Substanzen im Boden gewesen sein
könnten. „Mein ganzes Berufsleben habe ich
noch einmal aufgearbeitet.“ Glücklicher-
weise führte er gewissenhaft sein Stunden-
buch. Das erleichtert ihm die Rekonstruk-
tion. Eines Tages stößt er in seinen Notizen
auf eine Baustelle, „wo so komisches rotes
Zeug lag, das aussah wie die Aschenbahn
vom Sportstadion“. Es dämmert Schäfer.
Damals beim abendlichen Duschen im Win-
ter 2005 lief ihm ein roter Film vom schmut-
zigen Körper. Auch die staubgrauen Socken
kamen später rot gefärbt aus der Waschma-
schine. 40 Kilo hatte er auf diesem Bau in
kürzester Zeit zugelegt. Ein Kollege baute ab,
„bis er aussah wie ein Junkie“, erinnert sich
Schäfer.

Wie der Zufall es will, hat Schäfer die Sock-
en aufbewahrt. Er lässt einen Strumpf in
einem Umweltlabor untersuchen. Die Socke
ist enorm stark mit Kupfer belastet. Schäfer
sucht weiter in Lexika und im Internet. Am
Ende steht ein Verdacht, den er umgehend
der BG mitteilt. Der Unterbau der Baustelle
könnte mit Kieselrot gefüttert gewesen sein.
Kieselrot ist ein Rückstand aus der Kupferge-
winnung. Es enthält Gifte wie Dioxin und
wurde in den Wirtschaftswunderjahren auf
deutschen Sport- und Kinderspielplätzen ver-
teilt.

Schäfer hofft seither, dass die BG alle Hebel
in Bewegung setzt, um seinem Tipp nachzu-
spüren. „Ich habe der Berufsgenossenschaft
Hinweise und Gutachten geliefert. Seither
warte ich darauf, dass die Untersuchungen
beginnen“, sagt er. Doch ein Tipp ist noch
kein Vollbeweis. Ohne den gibt es keine
Anerkennung, keine Rente, keine Reha; nicht
mal eine anständige Diagnose. 

Zwei Drittel der Berufskrankheitstoten ster-
ben an Krebs. Latenzzeiten von 50 Jahren
sind dabei keine Seltenheit. Der Schnitt liegt
bei 37,5 Jahren. „Es ist völlig vorhersehbar,

dass sich die Forderung eines Vollbeweises
nach mehreren Jahrzehnten häufig nicht
mehr erbringen lässt“, sagt Hans-Joachim
Woitowitz. Der Asbestpapst hatte in den
1990er-Jahren vor einer starken Zunahme
der Lungenkrebstoten durch Asbestkontakt
gewarnt. „Die Spitze kommt weit nach der
Jahrtausendwende.“ Tatsächlich werden der-
zeit immer mehr Fälle von tödlich verlaufen-
dem Krebsbefall des Brustfells gemeldet –
und offiziell anerkannt. Für dieses sogenann-
te Mesotheliom kennen die Mediziner keine
andere Begründung als Asbestkontakt.

Zu erwarten wäre, dass auch die Kurve bei
den anderen anerkannten Lungenkrebstypen
steigt. Doch merkwürdigerweise bleibt sie
konstant flach, obwohl sich die Verdachtsan-
zeigen erheblich mehren. Die Kranken ster-
ben zwar an Lungenkrebs, gelten aber nicht
als Berufskranke. Die Berufsgenossenschaf-
ten begründen das für gewöhnlich damit,
dass auch andere Umweltbelastungen diesen
Krebs verursacht haben könnten. Rauchen
zum Beispiel. Der Kranke muss Jahre nach
dem Kontakt mit Asbest den Vollbeweis
erbringen. „Erwartungsgemäß resultierten
daraus oftmals Beweisnotstände. Sie begrün-
den die Ablehnung als Berufserkrankungen“,
sagt Woitowitz.

Eine Beweislastenumkehr würde den
Erkrankten helfen. Dann müssten die Unter-
nehmen nachweisen, dass ein Arbeitsplatz
„sauber“ gewesen ist. Sie müssten über Jahr-
zehnte dokumentieren, welche Stoffe einge-
setzt wurden. Gehen die Unterlagen verlo-
ren, was nicht selten vorkommt, gelten kran-
ke Arbeitnehmer automatisch als berufser-
krankt. „Innerhalb der selbstverwalteten
Unfallversicherung gibt es dafür keine Mehr-
heiten“, sagt Andreas Kranig von der DGUV.
„Wir haben uns in den letzten Jahren hier
wesentlich weiterentwickelt, um diese
Beweisprobleme gering zu halten.“

Die Zahlen lassen daran zweifeln. In den
1990er-Jahren kam das Krebsforschungszen-
trum Heidelberg zu der Einschätzung, dass
etwa zehn Prozent aller krebsbedingten
Todesfälle berufliche Ursachen haben.
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Arbeitsmediziner Woitowitz zitiert ausländi-
sche Studien, nach denen zwischen acht und
15 Prozent aller neuen Krebsfälle auf Exposi-
tionen bei der Arbeit zurückgehen. Ange-
sichts von gut 400.000 Krebsfällen im Jahr
hierzulande würde das also mindestens
32.000 berufsbedingte Krebserkrankungen
bedeuten. Von den Todesfällen ließen sich
etwa 22.000 mit der Arbeit begründen. Doch
diese Zahlen sind alt und heftig umstritten.
Es mangelt an überzeugenden Studien, die
das Türstehersystem als solches entlarven.

Das könnte sich bald ändern. Der gewaltige
Kostendruck im Gesundheitssystem zwingt
die Kassen, alle Ausgaben zu hinterfragen.
Solange eine Erkrankung nicht mit dem
Beruf in Verbindung steht, müssen die Kran-
kenkassen die Behandlungskosten tragen.
Beim Bundesverband der Betriebskranken-
kassen (BKK) in Essen wurde daher gerade
eine Studie über die Anerkennung von
Krebsdiagnosen als Berufskrankheit erstellt.
Mehr als hundert Kassenpatienten mit Lun-
genkrebsdiagnosen und Mesotheliom wur-
den ausgewertet. Gesundheitsökonomin
Anke Siebeneich hat Versicherte angeschrie-
ben und gefragt, mit welchen Stoffen sie in
Kontakt gekommen waren. Asbest gehörte
zu den Standardantworten. Die Rückmel-
dungen erlauben eindeutige Schlussfolgerun-
gen: Es gibt eine gewaltige Dunkelziffer bei
Berufskrankheiten. „Sie verbirgt sich nicht
nur hinter ungemeldeten Fällen, sondern
auch hinter den abgelehnten Fällen selbst“,
sagt Siebeneich.

Wird eine Krankheit als „BK“ anerkannt,
entlastet das die Krankenkassen und be-
schert den Betroffenen eine bessere Behand-
lung. Auch deshalb sind Berufskrankheiten
extrem teuer. Sie ziehen außerdem oft noch
Renten nach sich, sogar an die Angehörigen.
Ein Mesotheliomfall kostet allein im Kran-
kenhaus rund 45.000 Euro. Über die Jahre
verursacht ein asbestbedingter Todesfall
Kosten für die Behandlung und Hinterbliebe-
nenrenten von etwa 250.000 Euro. Man stel-
le sich die Kosten für die Unfallversicherung
vor, wenn von etwa 5000 angezeigten
Tumorerkrankungen im Jahr deutlich mehr

als 1700 anerkannt würden, mahnt Woito-
witz. Die Beiträge zur Unfallversicherung,
für die die Arbeitgeber allein aufkommen,
würden explodieren.

Die Zeche zahlt die Allgemeinheit. Denn
anstelle der Unfallversicherungsbeiträge stei-
gen die Beiträge zur gesetzlichen Kranken-
versicherung. Und diese werden zu einem
immer größeren Anteil von den Beschäftig-
ten getragen. Die hohe Dunkelziffer ist damit
ein Problem des gesamten Sozialstaats, wie
der ehemalige Sozialminister Norbert Blüm
vor fünf Jahren einmal in einem öffentlichen
Brief festhielt: „Eine Reform der Solidarkas-
sen wird nicht gelingen, wenn sie solche
Kosten übernehmen müssen. Eine verursa-
chergemäße Zuordnung der Kosten würde zu
einer massiven Entlastung der Beitragszahler
(Lohnnebenkosten) führen. Eine rechtzeitige
Prävention führt zur Entlastung der Frühver-
rentungsquote.“

Damit bekäme das Thema „Rente mit 67“
eine neue Wendung. Stünde die Unfallversi-
cherung für jene Frührentner gerade, die
arbeitsbedingt erkranken und ihren Beruf
nicht bis zum 67. Geburtstag ausüben kön-
nen, hätte die Rentenversicherung ein Finan-
zierungsproblem weniger - und Kranke wie
Rainer Schäfer hätten etwas mehr Geld. Der
Bauarbeiter aus Twistetal hat seinen Job
längst verloren, lebt vom Arbeitslosengeld,
dessen Satz niedriger ist als sein letztes
Gehalt. Das wirkt sich auf Rente und Pflege
aus.

Das Wort Prävention, das Blüm nannte, ist
eine Art Schlüssel für das Tor zum Gesetz.
Denn die Anerkennung einer Berufskrank-
heit ist nicht nur eine Frage der Kosten. Sie
hält auch den Berufsgenossenschaften den
Spiegel vor. Je mehr anerkannte Fälle, desto
offenkundiger versagt die Prävention. 

Zu Recht weisen die Berufsgenossenschaften
auf mannigfache Fortschritte beim Arbeits-
schutz in Deutschland hin. Wenn der Rück-
ken zwickt, muss der Arbeitgeber einen wir-
belsäulenfreundlichen Schreibtischstuhl be-
sorgen. Es gibt Bildschirmarbeitsplatzratge-
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ber en masse, und auch an Schulungen für
Sicherheitsbeauftragte besteht kein Mangel.

Reinhold Rühl ist einer, der an der Verbesse-
rung der Arbeitswelt ständig arbeitet. Dass
er promovierter Chemiker ist, behält er gerne
für sich, weil das mit dem Doktor auf den
Baustellen nicht so gut ankommt. Er leitet
das Zentralreferat Gefahrstoffe bei der BG
Bau. Mitte August stattet er den Reparaturar-
beiten auf einer Rheinbrücke im Zentrum
von Bonn einen Besuch ab. Ein Bauarbeiter
in orangefarbener Warnweste steht am Aus-
guss des Asphaltkessels, öffnet den Zapfen
und lässt die dampfende, klebrige schwarze
Masse in eine Schubkarre plätschern. Mit
einem Spachtel kratzt er die Reste vom Aus-
gussblech. Keiner auf der Baustelle ist stär-
keren Reizen ausgesetzt als dieser Zapfer,
dem der heiße Qualm um Nase und Augen
weht. „Kaum zu glauben, dass diese Dämpfe
keinen Krebs verursachen“, sagt Rühl, „aber
so ist es.“

Asphalt enthält Bitumen, und das hält
Berufsgenossenschaften und Arbeitgeber
schon ewig auf Trab. Der Heizkessel auf der
Bonner Kennedybrücke ist auf 224 Grad Cel-
sius eingestellt. Das bedeutet für die deut-
sche Bauwirtschaft eine kleine Revolution.
Denn bis vor einigen Jahren heizten die Bau-
arbeiter die Masse auf über 250 Grad. Das
setzte ganz andere Dämpfe frei, die heftige
Atemwegserkrankungen verursachen. „Die
Entwicklung beim Gussasphalt ist eine unse-
rer größten Erfolgsgeschichten“, sagt Rühl.
„Hier ist es uns ganz ohne Gesetz gelungen,
dass alle Hersteller nur noch das Niedrigtem-
peraturverfahren anwenden.“

Gussasphalt kommt allerdings nur bei einem
Bruchteil aller Straßenarbeiten zum Einsatz.
Die Masse entfällt auf sogenannten Walzas-
phalt, vor allem bei großen Flächen. Hier
wird noch mit höheren Temperaturen und
folglich unter größeren gesundheitlichen
Gefahren gearbeitet. „Die ausschreibenden
Stellen haben es in der Hand“, sagt Rühl,
„sie könnten auf das Niedrigtemperaturver-
fahren pochen.“ Doch offensichtlich steht
vor dem Gesetz nicht nur ein Türsteher. Fast

ausschließlich die öffentliche Hand schreibt
Straßenarbeiten aus. Bund, Länder und
Gemeinden verzichten aus Kostengründen
auf weniger schädliche Verfahren. „Da müs-
ste die Politik die Ausschreibungsbedingun-
gen ändern“, fordert Rühl. Der Aufpreis
beträgt drei Prozent.

Allein auf die Einsicht der Wirtschaft zu set-
zen hilft Leidtragenden wie Rainer Schäfer
gewiss nicht weiter. Mit ihren Beiträgen zur
Unfallversicherung überweisen Unterneh-
men auch die Verantwortung für Berufser-
krankungen an die Berufsgenossenschaften.
Ereignet sich auf einer Baustelle ein Unfall,
kommt zwar der Staatsanwalt vorbei. Bei
Berufskrankheiten dagegen ermitteln die
Instanzen, die zuvor für die Prävention ver-
antwortlich waren.

Deshalb wird es noch viele Fälle wie die von
Rainer Schäfer geben. Vor allem in der Che-
mieindustrie reagieren die Manager nur lang-
sam. Lange stemmte sich die Branche mit
gewaltigem Lobbyaufwand gegen eine euro-
päische Verordnung, die den Menschen die
Augen über die Gefahren im Arbeitsleben
öffnen sollte. „Reach“ heißt die bürokrati-
sche Chemikalienverordnung, sie regelt die
Registrierung, Bewertung, Zulassung und
Beschränkung von Chemikalien. „Reach
wird unser Wissen über Baustoffe potenzie-
ren“, sagt Rühl. „Es existieren insgesamt um
die 100.000 Chemikalien, von denen 30.000
auch genutzt werden. Aber wir haben nur
für 350 Stoffe Grenzwerte. 29.650 sind also
ohne Grenzwert.“ Vor Kosten in Höhe von 20
Milliarden Euro warnte die Branche während
ihres Lobbyfeldzuges. „Heute entstehen
allein durch beruflich verursachte Haut- und
Atemwegsreizungen jährlich 2,8 Milliarden
Euro Versicherungsschäden in der EU“, ent-
gegnet BG-Bau-Mitarbeiter Rühl. 

Von November an gelten zumindest für Stof-
fe, von denen mehr als 1000 Tonnen verar-
beitet werden, Obergrenzen. „Dann haben
wir auf einen Schlag 3000 neue Grenzwerte“,
so Rühl. „Schon damit hat Reach mehr Aus-
wirkungen als alle bisherigen Änderungen
der Arbeitsschutzvorschriften zusammen.“
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Die Arbeitnehmer werden enorm profitieren
– auch wenn die Chemieindustrie darüber
noch anders denkt, wie der promovierte
Chemiker sagt.

Vor einiger Zeit erhielt der Deutsche Gewerk-
schaftsbund eine schriftliche Anfrage, wie
viele Gewerkschaftsmitglieder an einer
Berufskrankheit leiden oder an den Folgen
gestorben sind. „Eine entsprechende Statistik
wird derzeit nicht in unserem Hause
geführt“, antwortete der DGB. Wie entlar-
vend. Tariftreue halten die Gewerkschaften
für ein wichtiges Kriterium bei öffentlichen
Ausschreibungen. Gesundheitsschonende
Bauverfahren fordern sie dagegen nicht.

Gewerkschafter sitzen in allen Gremien der
Selbstverwaltung. Sie haben in den Berufsge-
nossenschaften das Sagen. Gemeinsam mit
einem Arbeitgebervertreter entscheidet
immer auch ein Gewerkschaftsmitglied über
die Anerkennung oder Ablehnung einer
Berufserkrankung. Dennoch bleibt die Tür
zum Gesetz oft verschlossen. „Ein ganz trau-
riges Kapitel“, nennt Woitowitz die Rolle der
Gewerkschaften. „Bis weit in die 1990er-
Jahre verfügten die Gewerkschaften noch
über einige hervorragende und einflussreiche
Fachleute, welche die Arbeitswelt und die
Praxis des Arbeitsschutzes mit ihren todbrin-
genden Gefahren von der Pike auf kannten.
Heute vermag ich dort kaum Experten zu
benennen.“

So irrt auch Rainer Schäfer weiter durch ein
Geflecht von unvereinbaren Interessen, ohne
einschätzen zu können, wer überhaupt auf
seiner Seite steht. „Im Interesse des Versi-
cherten passiert recht wenig“, sagt Gesund-
heitsökonomin Anke Siebeneich vom BKK-
Bundesverband, „Man hat gerade bei schwe-
ren Krankheitsfällen keine Stelle, die für
einen aktiv wird.“ Ein Ombudsmann für
Berufskrankheiten wird immer wieder von
Betroffenen gefordert. Die Berufsgenossen-
schaften lehnen das ab: „Wir haben Wider-
spruchsstellen, die paritätisch besetzt sind
und die Versicherten nichts kosten. Und es
gibt eine Sozialgerichtsbarkeit, die auf der
ersten Stufe ebenfalls nichts kostet. Man

muss nicht alles doppelt und dreifach
regeln“, sagt Andreas Kranig im Sinne der
DGUV. Auch das Haus von Arbeitsministerin
Ursula von der Leyen winkt ab: „Das
Bundesarbeitsministerium hält die Einschal-
tung einer Ombudsperson im Berufskrank-
heitenrecht nicht für geboten.“

Zumindest in der Theorie existiert eine Per-
son, die Berufskranken Zugang zum Gesetz
gewährt. Es handelt sich um den Staatlichen
Gewerbearzt. Er soll seit mehr als 70 Jahren
bei der Anerkennung von Berufskrankheiten
beteiligt werden, denn er hat eine besondere
Gabe: Seine arbeitsmedizinische Ausbildung
erlaubt es ihm, Krankheitsbilder und typi-
sche Belastung aus dem Arbeitsbereich in
Verbindung zu bringen. Doch auch um diese
Schlüsselfigur der Arbeitsmedizin ist es
schlecht bestellt.

Die Arbeitsmedizin blutet aus. In der nord-
rhein-westfälischen Landeshauptstadt Düs-
seldorf etwa wurde der Staatliche Gewerbe-
arzt schon vor Jahren abgeschafft. In ganz
Baden-Württemberg kümmern sich gerade
mal acht Gewerbeärzte um mehr als 8000
Berufskrankheitsfälle. Das einst wichtige
arbeitsmedizinische Bulletin „Bundesarbeits-
blatt“ wurde zuletzt vor Weihnachten 2006
herausgegeben. Einrichtungen, die ursprüng-
lich die Politik in arbeitsmedizinischen Fra-
gen beraten sollten, streichen die speziali-
sierten Fachausschüsse und geben stattdes-
sen irgendwelche Broschüren zu Pflegeein-
richtungen heraus. Die komplette Streichliste
würde Seiten füllen. 

Als noch Walter Arendt in den 1970er-Jahren
das Bundesministerium für Arbeit und Sozi-
alordnung leitete, war das anders. Der SPD-
Mann, dessen Vater an einer Steinstaublunge
verstarb, förderte die Arbeitsmedizin, wo er
konnte. „Doch seither spielen Zusammen-
hangfragen in der Sozial- und Forschungspo-
litik kaum eine Rolle mehr“, kritisiert Woito-
witz. Die Arbeitsmedizin wird zwischen den
Ministerien für Gesundheit und Arbeit hin-
und hergeschoben. Aktuell verweist das
Gesundheitsministerium darauf, dass die
Kompetenzen für diese medizinischen Ange-
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legenheiten im Hause von der Leyens lägen.
„Die Arbeitsmedizin ist an verschiedenen
Stellen in Problemen“, bedauert auch Andre-
as Kranig von der DGUV. An den Universitä-
ten habe sie als Querschnittsdisziplin kein
gutes Standing. Weder mit der Grundlagen-
forschung noch mit der Behandlung von
Patienten könne sie gegenüber anderen
medizinischen Disziplinen punkten. Zudem
steigt der Altersschnitt der Arbeitsmediziner
in den Betrieben rapide an. Betriebsärzte
erfahren längst eine beispiellose Abwertung.
Laut Gesetz müssen sie die Ursachen von
arbeitsbedingten Erkrankungen untersuchen,
Studien erstellen, um systematischen Gefah-
ren für die Belegschaft auf die Schliche zu
kommen und im Ernstfall Gegenmaßnahmen
einleiten zu können. „Mir fällt aber fast
keine einzige entsprechende Studie ein, die
von Betriebsärzten erstellt wurde“, sagt
Woitowitz.

Mangels Nachwuchs befürchtet Kranig
schon bald einen Versorgungsengpass.
„Wenn wir in zehn Jahren über die Arbeits-
medizin sprechen, könnte das unserer heuti-
gen Debatte über die Versorgung mit Ärzten
auf dem Land gleichen. Das ist keine gute
Aussicht.“

Das BG-System weiß sich dennoch zu helfen.
Es hat ein Verfahren etabliert, das der
Gesetzgeber niemals gewollt hat: Sobald eine
Anzeige auf Berufskrankheit bei der BG ein-
geht, setzt diese – wie bei Rainer Schäfer
geschehen – ihre technischen Ermittler auf
den Fall an. So weit, so legal. Gleichzeitig
aber schaltet sie sogenannte beratende Ärzte
ein. Dabei beschneidet sie die Rechte der
Versicherten, wie Peter Schaar, der Daten-
schutzbeauftragte der Bundesregierung, kri-
tisiert. „Die Berufsgenossenschaften behar-
ren darauf, Gutachten von den beratenden
Ärzten einzuholen, ohne den Versicherten
die Mitspracherechte zu gewähren“, sagt
Schaar und fordert den Gesetzgeber auf, die
Regeln für die Beratungsverträge mit Ärzten
zu ändern. „Die Vielzahl der Beschwerden
von Versicherten sind für mich sichere
Anzeichen dafür, dass hier dringender Hand-
lungsbedarf besteht“, begründet der Daten-
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schutzbeauftragte. Doch das zuständige
Arbeitsministerium sieht keine Notwendig-
keit, die Türsteherregeln vor dem Gesetz zu
ändern. „Der Vorwurf ist uns nicht bekannt“,
teilt ein Sprecher mit. Würde die Ministerin
den Tätigkeitsbericht des Datenschutzbeauf-
tragten lesen, wozu sie verpflichtet ist, wüs-
ste sie um die Problematik.

Obwohl ihre Einmischung im Gesetz nicht
vorgesehen ist und obwohl die beratenden
Ärzte meist keine Arbeitsmediziner sind,
verfügen sie über eine Menge Macht. „Sie
können einfach Gutachten als falsch bewer-
ten oder weitergehende Ermittlungen ver-
wehren“, berichtet Anke Siebeneich vom
BKK-Bundesverband aus eigener Erfahrung.

An einem Gutachten verdient der beratende
Arzt bis zu 4000 Euro. Einige Professoren
fertigen mehrere hundert Gutachten im Jahr
an. Was den Kliniken die Pharmaindustrie,
sind manchen arbeitsmedizinischen Institu-
ten die Berufsgenossenschaften, gestehen
selbst BG-Mitarbeiter hinter vorgehaltener
Hand. Mit solch potenten Geldgebern stellt
man sich besser gut. „Wer als Wissenschaft-
ler, Hochschullehrer und unabhängig-kriti-
scher Sachverständiger für die Berufsgenos-
senschaften als Arbeitgeberhaftpflichtversi-
cherung wiederholt nachteilige Gutachten
schreibt, erhält keine Aufträge mehr“, weiß
Woitowitz aus langjähriger Erfahrung. Über
„Gutachter-(Un)wesen“ und „Gutachter-
Markt“ schimpfen Kranke und deren Rechts-
anwälte immer wieder.

Das Arbeitsministerium ficht auch das nicht
an. Die Bescheide der Unfallversicherungs-
träger unterlägen schließlich sozialgericht-
licher Kontrolle. Nur in neun Prozent aller
verhandelten Fälle würden Sozial- und Lan-
dessozialgerichtsverfahren zu einem anderen
Ergebnis kommen als die Berufsgenossen-
schaften, lässt das Ministerium wissen.
Damit würden die Verwaltungsentscheidun-
gen der Berufsgenossenschaften weit über-
wiegend als zutreffend bewertet. 

Das darf niemanden verwundern. „Selbst
Sozialgerichte befragen die Technischen Auf-

sichtsbeamten der Berufsgenossenschaften,
also der beklagten Arbeitgeberhaftpflichtver-
sicherung“, sagt Arbeitsmediziner Woito-
witz. Vor Gericht gelten dadurch Aussagen in
eigener Sache als Gutachten. Ein absurdes
Prozedere, für das Woitowitz nur eine
Lösung sieht: „Vorzuziehen wäre die Beauf-
tragung unabhängiger technischer Sachver-
ständiger.“ In der Politik fühlt man sich aber-
mals nicht zuständig. Das Bundesarbeitsmi-
nisterium habe keinen Einfluss auf die Krite-
rien der Begutachtung, stellt sich der Spre-
cher sein eigenes Armutszeugnis aus. Dabei
fällt ein Umstand fast nicht mehr auf: Beim
Kampf gegen die Armee der Türsteher ist
Rainer Schäfer irgendwann verloren gegan-
gen. Immerhin, er lebt.
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Wo sind nur all die 
Bauern geblieben?

von: Dr. Matthias Kamann
Welt am Sonntag

Spurensuche in Westfalen: 
Neuengeseke war ein Dorf voller reicher
Landwirte. Heute gibt es nur noch einige
Großbetriebe. 

Ein Bild von einem Bauerndorf. In einer klei-
nen Senke der fruchtbaren Soester Börde
ruhen stattliche Gehöfte unter Bäumen, Wei-
zenfelder flirren hinter verlässlichen Mau-
ern. Die geleiten zur romanischen Kirche, an
deren Kanzel die Pausbäckchen der Evange-
listen so rot sind wie die Äpfel in den Gär-
ten. Hier muss der Bauer nur auf die Erde
spucken, so sagt man, schon wächst das
Korn in Hülle und Fülle.
Ist aber dieses Bild vom Bauerndorf Neuen-
geseke ein lebendiges Bild? Nur drei Voller-
werbsbetriebe und einer im Nebenerwerb
finden sich in dem 680-Einwohner-Ort in der
Gemeinde Bad Sassendorf auf halbem Wege
zwischen Dortmund und Paderborn; höch-
stens zwei Bauernhöfe werden es in die
nächste Generation schaffen. In den 70er-
Jahren waren es noch 15 Höfe, in den Fünf-
zigern rund 30, die ihren Familien ansehn-

lichen Wohlstand garantierten sowie Arbei-
tern ein Auskommen. Allgegenwärtig waren
Kühe und Schweine, zwischen ihnen spiel-
ten die Kinder. Jugendliche knutschten und
betranken sich samstags hinterm Heuboden.
Zwar kann man immer noch gigantische
Mähdrescher schnarren hören; ein Traktor
für 90 000 Euro dröhnt vorbei. Doch die
Landwirtschaft hat sich zurückgezogen. Nur
mit Schutzanzug wie im Chemielabor
gelangt man durch eine Sicherheitsschleuse
in den Stall von Karl-Heinz Schulze zur
Wiesch, der einer der wenigen verbliebenen
Landwirte ist und mit 500 Sauen jährlich
2500 Ferkel aufzieht. Hochempfindliches
Leben bewegt sich da in den großen Boxen,
die weniger an Schweineställe als an Neuge-
borenenstationen erinnern. Sie lehren den
Besucher, dass jeder Fleischskandal, bei dem
wir über die Agrarindustrie schimpfen, von
der Veterinärbürokratie mit immer noch
mehr Hygienevorschriften beantwortet wird,
unter deren Druck sich die Höfe weiter in
abgeschottete Produktionszentren verwan-
deln. Landwirtschaft ist keine öffentliche
Veranstaltung mehr, sie verschwindet aus
dem Dorfalltag.
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Noch etwas lernt man in dem Stall, der
Hunderttausende wert ist: Wie groß heute
die Investitionssummen und die Flächen
fruchtbarsten Landes sein müssen, damit
eine Bauernfamilie gut leben kann. Nur star-
kes Wachstum sichert die Existenz. Wo frü-
her ein Hof mit 40 Hektar auskam, bewirt-
schaftet Schulze zur Wiesch mit seinem
Sohn heute 167 Hektar. Das verändert die
Grenzen. Konnte man noch vor einer Gene-
ration unterscheiden zwischen den Bauern
in Neuengeseke, denen in der angrenzenden
Neuengeseker Heide, auf den Herringser
Höfen und im nahen Beusingsen, so rut-
schen die Gemarkungen jetzt in den Wirt-
schaftszonen großer Bauern zusammen.
Unser Bauerndorf hier, eures da? Das ist vor-
bei. Man kommt sich näher. Wie sich ganz
Nordrhein-Westfalen in einen einzigen Aus-
tausch- und Mobilitätsraum verwandelt, so
verschwinden die Animositäten zwischen
den Dörfern. Früher hatten die evangeli-
schen Neuengeseker nichts mit den Katholi-
ken im fünf Kilometer entfernten Altengese-
ke zu tun. Heute wird hin und her geheira-
tet. Die Menschen verbinden sich, die
Ackerflächen auch.
„Die hergebrachte Flächenausstattung in
dieser Gegend war zu klein“, sagt Schulze
zur Wiesch, Vorsitzender des Landwirt-
schaftlichen Kreisverbandes Soest. Nur auf
größeren Flächen lasse sich die für ein Fami-
lieneinkommen erforderliche Menge an
Getreide, Zuckerrüben und Raps sowie Mais
für die Biogas-Erzeugung anbauen. „Die
Milchwirtschaft hat hier wegen der niedri-
gen Preise kaum Zukunft. Chancen bietet
die Veredelung, zumal Mast von Schweinen
und Geflügel.“ Davon könne man ordentlich
leben, er ist zufrieden, die Stimmung im
Verband sei gut. Biogas macht manche
Landwirte zu gewerblichen Unternehmern.
„Dumme Bauern gibt es nicht mehr“, sagt
Elke Gieseking, die mit ihrem Mann, ihrem
Sohn und dessen Familie auf einem der letz-
ten beiden Beusingser Bauernhöfe lebt, wo
gerade der Schweinestall groß ausgebaut
wird. „Mein Sohn sitzt mehr am Computer
als auf dem Trecker.“ Sie sieht das ohne
Melancholie, zumal sie weiß, dass die hiesi-
gen Bauern nicht überrollte Hinterwälder
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sind, sondern Protagonisten der Modernisie-
rung. Gerade weil man immer schon wohl-
habend war, gerade weil die Vorfahren vier-
spännig fuhren, sich den selbstbewussten
Bürgern im nahen Soest ebenbürtig fühlten
und die Kinder auf Gymnasien und Land-
wirtschaftsschulen schickten, war man bei
Innovationen stets vorn mit dabei. „In der
Küche hatten wir ganz früh eine Spülma-
schine, auf dem Hof hatten wir die neuesten
Maschinen.“ Mancher Bauernsohn aus der
Gegend arbeitet heute im Landwirtschafts-
ministerium oder für große Saatgutfirmen.
Wenn man da mitmacht, so Elke Gieseking,
braucht man nicht zu jammern, wenn die
Modernisierung weitergeht.
Zumal es auf Giesekings Hof schön bleibt.
Das Bild vom Bauerndorf mag zwar nicht
mehr mit kollektiv prallem Leben erfüllt
sein, aber es existiert noch. Elke Gieseking
hält eine Schar Gänse, hinter der 200 Jahre
alten Scheune läuft Damwild durchs Gehe-
ge, es gibt selbst gekochte Marmelade und
Honig von einem Imker aus dem Dorf zu
kaufen. Das ist nicht Fassade, sondern die
Verbindung hochprofessionellen Wirtschaf-
tens mit anmutigem Landleben. Wobei Elke
Gieseking um die Bedrohungen weiß. Die
Lücken, die das Schwinden der Bauern-
schaft in Beusingsen mit seinen 150 Bewoh-
nern reißt, werden nicht gefüllt. „Hier gibt
es keine Neubausiedlung, das Dorf
schrumpft und altert.“ In einigen Gutshäu-
sern leben nur noch die hinfälligen Altbau-
ern.
Besser hat es da das größere Neuengeseke,
wo Siedlungen für einen Bevölkerungszu-
wachs sorgen, der bislang den Kindergarten
sichert. „Das sind Familien, die mit Land-
wirtschaft nichts zu tun haben“, sagt Orts-
vorsteher Reinhard Klöne. „Alle arbeiten
außerhalb, manche fahren bis ins Ruhrge-
biet.“ Stören die sich am Geruch oder Lärm,
den die Bauern zuweilen verbreiten? „Hier
in Neuengeseke gibt es da keine Probleme“,
sagt Klöne, „die Bauern geben auch schon
mal vorher Bescheid, wenn’s stinkt.“
Unlängst freilich waren die Lokalzeitungen
voll mit Berichten über das nahe Enkesen,
wo es um einen großen Gülle-Behälter zu
Riesenstreit kam. Je weniger Bauernhöfe es

gibt und je größer sie werden, umso stärker
der Rechtfertigungsdruck, unter dem sie ste-
hen.
Früher dominierten die Bauern in Dörfern
wie Neuengeseke. Sie standen den Vereinen
vor, gaben in der Kirchengemeinde den Ton
an und sorgten in der Schützenhalle für eine
Sitzordnung nach der Größe der Pferdege-
spanne. „Das ist längst vorbei“, sagt Bernd
Moritz, ein Lehrer, der seit Jahrzehnten hier
lebt. „Wer noch Landwirt ist, hat kaum Zeit
fürs Vereinswesen, und die Einkommens-
unterschiede haben sich nivelliert. Weiß
man denn, ob nicht mancher in den Neu-
bausiedlungen mehr Geld hat als große Bau-
ern?“ Von größerer Teilhabe aller lässt sich
sprechen. Zwar habe die Geselligkeit beim
Plausch am Hoftor oder abends beim Bier
nachgelassen, aber der Sportverein, die
Landjugend und die Landfrauen sind sehr
aktiv, ein Förderverein für die Sanierung der
Kirche hat viel Geld gesammelt.
Und wer von den früheren Bauern verkauft
oder verpachtet hat, kann das Leben genie-
ßen, trotz Anflügen von Erinnerungs-
schmerz. „Manchmal bin ich ja ein bisschen
wehmütig, wenn ich an die alten Zeiten
denke“, sagt Gretel Jasper, die mit ihrem
Mann Manfred früher einen der größten
Höfe in Neuengeseke bewirtschaftete. „Aber
dann denke ich, welche Freiheiten ich habe.
Ich kann mich doch jetzt verwirklichen!“
Den Garten hinter dem Haus hat sie in einen
Park verwandelt, der harmonisch in die Fel-
der übergeht, vor dem Haus breitet sich ein
Blumenmeer aus.
Nur eins macht den Jaspers Sorgen: Was
wird mal aus den großen Gebäuden auf dem
Hof? Einen Teil des Wohnhauses zwar konn-
ten sie an ein Ehepaar vermieten, eine
Scheune an den örtlichen Maler-Betrieb. Die
andere große Scheune aber ist bloße Abstell-
halle, für die alten Traktoren, für Holz, für
Gerümpel, sie wirft also kein Geld ab, das
mal für größere Gebäudereparaturen
gebraucht werden könnte. „Vielleicht muss
man ja irgendwann mal übers Abreißen
nachdenken“, sinniert Manfred Jasper. Was
aber soll dann aus diesem Bild von einem
Bauerndorf werden?
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Steuern
Wieso muss ich der Stadt (dem Staat) 
Geld für einen Hund bezahlen?

von: Ute Mattigkeit 
neuneinhalb, ARD-Nachrichtenmagazin für Kinder 

00:11 Heute bei neuneinhalb: Warum ich mit
Hund Paul aufs Amt muss und Autofahren
so viel kostet…

00:23 Moderation Malin: Hallo und herzlich
willkommen bei neuneinhalb! Heute möchte
ich euch gerne meinen ganz besonderen
neuen Co-Moderator vorstellen: Das ist Paul!
Paul, kommst du mal? „Paul?“ Genau …
Brav. Wir haben uns bei neuneinhalb nicht
lumpen lassen und ihn natürlich wunderbar
ausgestattet, wie auch alle anderen Modera-
toren: neues Outfit, neue Leine und sogar:
ein lecker Knochen! Aber, eine Sache fehlt

jetzt noch: und zwar die Hundemarke. Ihr
wisst, in D muss immer alles super korrekt
zugehen und da gibt es riesen Ärger, wenn
ein Hund keine Hundemarke hat. Oh Gott!
Ich seh die Beschwerden schon wieder auf
uns runterhageln… Sprechblase Corinna: „Ja
sag mal, das ist ja eine Unverschämtheit, der
Hund hat ja gar keine Plakette! Musst du
Geld bezahlen, ja richtig! Ne, Malin: ne,
ne,ne,ne,ne… bei uns wird das alles total
korrekt zugehen und deshalb beantragen wir
für dich nämlich eine Hundemarke. Besser
gesagt: Wir müssen dich dafür zur Hunde-
steuer anmelden! Ganz genau! Du musst
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nämlich Steuern zahlen! Besser gesagt: Ich
muss Steuern zahlen als Frauchen …
Wir gehen jetzt mal los und ihr könnt ja in
der Zwischenzeit mal sehen, was Steuern
eigentlich sind!

01:37 Es gibt ganz unterschiedliche Arten von
Steuern. Der Staat bekommt zum Beispiel
Geld von uns, wenn wir etwas einkaufen.
1,19 kostet dieses Getränk – 19 Cent davon
bekommt der Staat. Das ist die so genannte
Mehrwertsteuer. Diese Steuer zahlt jeder, der
etwas einkauft. 

02:00 Eine andere wichtige Steuer wird fällig,
wenn man Geld verdient. Jeder, der in
Deutschland arbeitet und dafür Geld
bekommt, muss einen Teil von seinem Lohn
an den Staat abgeben. Deswegen nennt man
diese Steuer auch Lohnsteuer. Wie hoch sie
ist, hängt davon ab, wie viel man verdient. 

02:19 Und es gib noch andere Steuern: Auto-
fahren zum Beispiel, das ist ziemlich teuer.
Jeder, der ein Auto besitzt, muss dafür auch
jedes Jahr Steuern zahlen. Die so genannte
Kraftfahrzeugsteuer. Wie viel das ist, hängt
vom Auto ab. 

02:32 Und damit ist es immer noch nicht
getan – Denn auch jedes Mal, wenn man
tankt, zahlt man für das Benzin noch mal
eine Steuer – die Mineralölsteuer. Da kommt
ganz schön was an Geld zusammen. 

02:48 Der Staat verdient also mit den ver-
schiedenen Steuern Geld. Und weil jeder in
irgendeiner Form Steuern bezahlt, kommt
dabei einiges zusammen: Im letzten Jahr
waren das mehrere Milliarden Euro - und ein
paar Euro kommen jetzt demnächst für Pauls
Hundesteuer dazu…

03:06 Moderation Malin: Paul, wusstest du
eigentlich, dass das Wort Steuer, vom alten
deutschen Wort „Stiure“ abstammt, was so
viel wie Stütze heißt? Jetzt weißt du es. Und
wir wollen auch mal den Staat unterstützen,
indem wir Paul jetzt bei der Hundesteuer
anmelden. Da muss ich was ausfüllen, die
wollen ziemlich viel wissen … Gut, Name,

das weiß ich: Paul. Rasse: unklar Geschlecht:
hab ich ehrlich gesagt noch gar nicht über-
prüft… Ich fürchte, dass muss ich mir
genauer anschauen und ihr könnt ja in der
Zwischenzeit mal gucken, warum man
eigentlich Steuern bezahlt.

03:46 Der Staat nimmt mit den Steuern meh-
rere Milliarden Euro im Jahr ein – schwimmt
also im Geld. Na ja, ganz so ist es nicht.
Denn von dem ganzen Geld müssen eine
Menge Dinge bezahlt werden, die wir alle in
Deutschland nutzen … Hier mal eine kleine
Aufstellung:

04:04 Zum Beispiel mal so eine ganz normale
Straße in der Stadt Köln. 
Der Zebrastreifen – kostet ungefähr 5000
Euro aufwärts. Dann gibt es da noch mehre-
re Straßenschilder – eins alleine macht schon
mal: 20 bis 30 Euro. Und dann ist da noch
der Bürgersteig – ein Meter Bürgersteig
kostet zwischen 60 und 100 Euro. Nicht ganz
billig auch die Straßenlaternen – mit 2000
Euro pro Stück ist man dann ungefähr dabei.
Zusammengerechnet macht das: 13.000
Euro.

04:42 Und noch ein weiteres Beispiel: Die
Schule. So eine Tafel kostet rund 550 Euro.
Dann gibt es natürlich auch noch Stühle …
macht pro Stück rund 25 Euro. Und diese
Lehrerin bekommt im Monat ungefähr 3500
Euro für ihre Arbeit. O-Ton Lehrerin: „Gehen
Sie runter von dem Stuhl.“

05:13 Und noch ein Beispiel: Autobahnen.
Ein Meter Autobahn – mit allem Schnick
Schnack Leitplanken, Fahrbahnmarkierung
und so weiter – kostet mindestens 9000
Euro. 

05:26 Das waren nur ein paar Beispiele. In
Wirklichkeit muss der Staat natürlich noch
viel mehr bezahlen… Da kommen schon
einige Milliarden zusammen.

05:34 Moderation Malin vor Steueramt: So,
jetzt hab ich den Anmeldungsbogen für Paul
hoffentlich richtig ausgefüllt und Paul ist
übrigens tatsächlich Paul. Jetzt müssen wir
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nur noch bezahlen. Und zwar hier, im Kas-
sen- und Steueramt in Köln. Ja, auf geht’s
komm!

05:53 Normalerweise darf man hier als Hund
natürlich nicht rein aber Paul ist ja heute
mein Co-Moderator und das Amt macht da
mal eine Ausnahme. 

06:03 Wir müssen die Treppe hoch – Paul
kann es anscheinend kaum erwarten…

06:09 … und weiß offensichtlich besser , wo
es lang geht. 
O-Ton Malin und Begrüßung frei stehen las-
sen!
O-Ton Malin: Das stimmt sogar! Guten Tag!
O-Ton Herr Wolf: Hallo!
O-Ton Malin: Hallo, Malin Büttner.

06:20 Bei Herrn Wolf gebe ich jetzt die
Anmeldung zur Hundesteuer ab. Er nimmt
Pauls Daten auf und ich bekomme einen Zet-
tel, auf dem steht, wie viel wir bezahlen
müssen. 

06:33 Jetzt werde ich zur Kasse gebeten –
und zwar ganz schön ordentlich: 156 Euro
kostet die Hundesteuer für ein Jahr. 

Verabschiedung frei stehen lassen! Malin:
„Vielen Dank, Tschüss!“

06:54 Moderation Malin: 156 Euro, Paul, du
bist aber echt ein teurer Comoderator! Boa,
na ja, das liegt daran, dass die Hundesteuer
eine sogenannte Luxussteuer ist und wenn
man mal ganz ehrlich ist, wirklich benötigen
tut man Hunde in der Stadt ja nicht! Und die
Stadt versucht dadurch, als Nebeneffekt
auch so ein Bisschen dafür zu sorgen, dass
es nicht ganz so viele Hunde gibt. Die
Geschichte der Hundesteuer ist übrigens eine
sehr lange …

07:18 So etwas wie die Hundesteuer gab es
schon im Mittelalter. Damals mussten Unter-
tanen ihre Hunde den Herrn zur Jagd über-
lassen. Wer das nicht tun wollte, konnte sich
oder besser seinen Hund freikaufen und
zwar mit einem Teil seiner Korn-Ernte. Diese

Art der Steuer nannte man deshalb auch
„Hundskorn“. 

07:43 Um das Jahr 1810 wurde die Hunde-
steuer in Preußen zur Luxussteuer erklärt.
Wer neben seiner Familie noch einen Hund
füttern konnte, der sollte für diesen Luxus
auch Geld bezahlen. Das gleiche galt übri-
gens auch für HAUSDIENER, für die musste
man auch Steuern bezahlen …

08:04 Richtige Hundemarken führte dann er
ein: Fürst Bismark von Preußen. Er wollte
mit der Hundesteuer auch dafür sorgen, dass
nicht mehr so viele Hunde in der Stadt
gehalten werden. Die hatten nämlich damals
oft Krankheiten wie zum Beispiel die Toll-
wut.

08:21 Nochmal zurück: Der Staat nimmt also
Steuergeld ein, damit er die Dinge bezahlen
kann, von denen wir alle was haben – zum
Beispiel Straßen oder Schulen. Zahlen tun
das eigentlich alle: Zum Beispiel von einem
Teil des Lohns oder wenn man eine Hunde-
marke braucht.

08:42 Abmoderation Malin: Tadaaa! Na bitte,
sieht doch richtig schick aus. Wie ein Orden,
Paul! Super! Das waren leider schon wieder
unsere neuneinhalb Minuten für heute, aber
ich hoffe wir sehen uns nächsten Samstag
wieder und bis dahin könnt ihr uns wie
immer auch im Internet besuchen. Dann
hoffe ich wir sehen uns nächsten Samstag
wieder und sage: Tschüss, macht es gut!
Paul, jetzt bist du mal dran, deine Abmode-
ration, komm! So, komm! Paul, deine Abmo-
deration! Jetzt! Paul! 156 Euro, das müssen
wir aber noch ein bisschen üben!
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➔➔ Was bedeutet die weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise für die Unternehmen vor Ort? Frank Seid-

litz erklärt es seinen Lesern beispielhaft und in eindrucksvoller Weise – nicht mit Grafiken und Zahlen-

reihen, sondern allein mit wohl gewählten Worten. Er schafft Bilder im Kopf und zeigt, dass die Krise

nicht nur die Wirtschaft, sondern vor allem auch die Menschen getroffen hat. Keine Frage: Der Autor

hat sich viel vorgenommen mit diesem Beitrag über den Leverkusener Chemiekonzern „Lanxess“ – und

er hat es gut umgesetzt: sprachlich wie inhaltlich. „Einmal Krise und zurück“ ist ein vorbildliches Bei-

spiel für Wirtschaftsjournalismus geworden, in dem es nicht allein um Fakten und Hintergründe geht,

sondern auch um die Menschen und ihre Ängste. Insgesamt ein hervorragendes Stück.

JURYJURYBEWERTUNG

Frank Seidlitz

Geboren: 11. Mai 1970
Wohnort: Duisburg

Frank Seidlitz hat Politik, Volkswirtschaft und Rechtswissen-
schaft an den Universitäten Duisburg, Oxford, Sheffield und
Tokio studiert. Danach absolvierte er ein Volontariat zum Wirt-
schaftsredakteur bei der Axel Springer AG und der Tageszeitung
DIE WELT und arbeitete seit 2003 im Wirtschaftressort der WELT. 
Mittlerweile leitet er die Kommunikationsabteilung des NRW-
Umweltministers Johannes Remmel. 
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Einmal Krise und zurück
von: Frank Seidlitz
Welt am Sonntag

2009 war ein dramatisches Jahr für
Deutschlands Unternehmen. Kaum eine
Woche ohne neue Firmenpleiten. Doch 
der Druck sorgte auch für neue Allianzen
zwischen Vorständen, Mitarbeitern und
Betriebsräten. Der Fall Lanxess steht
exemplarisch dafür, schreibt Frank 
Seidlitz.

Er hat sich viel Zeit mit seiner Präsentation
gelassen. Für Axel Heitmann soll das Treffen
mit den 60 wichtigen Führungskräften seines
Konzerns etwas Besonderes werden, ein
Wendepunkt in der Firmengeschichte des
Leverkusener Chemiekonzerns Lanxess.

Viele bunte Folien liegen auf dem Schreib-
tisch des Vorstandsvorsitzenden, gespickt
mit Fachwörtern. Von „Regionaler Umsatz-
entwicklung“, „Ebitda Margenentwicklung“
und „Vergleichen zur Peer Group“ ist dort
die Rede.
Lanxess, das sollen alle verstehen, hat sich
gemausert. Die Kärrnerarbeit der Sanierung
ist vorbei, verlustbringende Firmenteile mit
einem Umsatz von 1,5 Milliarden Euro wur-
den verkauft, Anlagen geschlossen – und das
ohne eine einzige betriebsbedingte Kündi-
gung.
Jetzt, da ist sich der hochgewachsene Mana-
ger sicher, kann er ein neues Kapitel auf-
schlagen, und seine Präsentation soll dafür
der Ausgangspunkt sein. Er will auf Expan-
sionskurs gehen. Symbolträchtig soll die
Unternehmenszentrale aus dem provinziel-
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len Leverkusen ins schillerndere Köln verlegt
werden. Alles ist perfekt geplant – damals,
Anfang September 2008.
Nur wenige Tage später sind Heitmanns
Pläne Makulatur. Die amerikanische Invest-
mentbank Lehman Brothers geht pleite, und
der Chef des MDax-Unternehmens wird fest-
stellen, dass ihn das weitaus mehr angeht,
als er zu diesem Zeitpunkt auch nur erahnt.
Genau ein Jahr, vier Monate und 23 Tage
später steht Heitmann wieder an dem glei-
chen Punkt: „Wir starten jetzt durch“, sagt
er. Am Montag vergangener Woche feierte
das Unternehmen seinen gerade mal fünften
Geburtstag als Aktiengesellschaft an der
Börse. Heitmann ist so optimistisch wie wohl
selten zuvor. Und er ist vor allem um zahl-
reiche Erfahrungen reicher, die ihm die ver-
gangenen Krisenmonate gebracht haben. „In
den vergangenen 15 Monaten haben sich für
mich viele fest geglaubte Weisheiten über-
lebt“, sagt der studierte Chemiker. Doch was
lag dazwischen? Was sind die Lehren aus
einem wirtschaftlichen Zusammenbruch,
wie ihn kein heute aktiver Manager je erlebt
hat?
Viele Unternehmen finden auf diese Fragen
positive Antworten – auch Lanxess. Die
schwerste Wirtschaftskrise, die allein bei
deutschen Unternehmen 130 Milliarden Euro
an Umsätzen kostete, hat Allianzen auf den
Weg gebracht, die vorher kaum vorstellbar
waren. Neue Formen der Kooperationen zwi-
schen Betriebsräten, Mitarbeitern, Gewerk-
schaften und dem Management sind in dem
Konzern entstanden. Ein Schulterschluss von
Gruppen, die üblicherweise völlig entgegen-
gesetzte Interessen verfolgen. Das alles half
in der Krise – und könnte dem Unternehmen
nun einen Vorsprung verschaffen, wenn sich
die Konjunktur der Weltwirtschaft weiter sta-
bilisiert.
Betriebsrat, Dormagen. Als Lehman Brothers
im September 2008 in die Pleite rutscht, da
hat Gisela Seidel ihren Gang zum Wirt-
schaftsberater schon längst hinter sich
gebracht. Der Zusammenbruch der Tradi-
tionsbank in den USA ist nur das letzte Zei-
chen, das klarmacht, dass auch Lanxess im
fernen Deutschland schon bald von der Krise
erfasst werden wird. „Es gab ja schon seit

Monaten Hiobsbotschaften, und im August
stellten wir uns im Gesamtbetriebsrat auf
dieses Szenario ein und suchten die Hilfe
eines Wirtschaftsberaters“, erinnert sich die
Betriebsrätin im Lanxess-Werk in Dormagen.
Wenn Seidel an jenen September denkt,
dann beginnt es in der zierlichen Person zu
brodeln. „Irgendwann war da nur noch
Wut“, schildert sie. Kein Hass, das wäre zu
viel gesagt. Es ist das unbestimmte Gefühl,
jemanden für die Krise verantwortlich
machen zu wollen. Doch gewöhnliche
Gewerkschaftsparolen, das ist der langjähri-
gen Betriebsrätin und ihren Kollegen klar,
werden nichts bringen. „Wir saßen alle im
selben Boot, und wir als Betriebsrat wollten
uns nicht treiben lassen, sondern aktiv han-
deln“, sagt sie.
Die Betriebsräte sehen nur einen Ausweg:
Sie müssen auf Augenhöhe mit dem Vor-
stand und den Führungskräften diskutieren
können. Und so engagieren sie den Berater.
Mit ihm erarbeiten die Betriebsräte Präsenta-
tionen, entwickeln selbst Vorschläge für Ein-
sparmaßnahmen und Konzepte, wie die Kol-
legen weiterbeschäftigt werden können.
„Unser oberstes Ziel war es, Stellenstrei-
chungen zu vermeiden. Das war für uns
auch der Lackmustest für den Vorstand“,
sagt Seidel. Gäbe es Kündigungen, würde es
zu einer Konfrontation kommen, darin
waren sich die Arbeiterführer einig.
Als die Krise die einzelnen Geschäftsfelder
schwer trifft, sind die Betriebsräte vorberei-
tet und stoßen auch im Management auf
Gehör: Gemeinsam mit den Werksleitern
überlegen sie, wie Mitarbeiter zwischen den
Anlagen hin und her versetzt werden kön-
nen. Niemand soll auf der Straße landen. Ein
Bündnis, das sich gerade in der Krisenphase
für Lanxess gelohnt hat. Denn der lautstarke
Protest der Mitarbeiter bleibt aus – keine
medienwirksamen Demonstrationen und
auch keine blockierenden Machtkämpfe mit
dem Vorstand wie zuletzt vor fünf Jahren.
Damals zogen Mitarbeiter noch gegen Lohn-
kürzungen zu Felde. Es waren die Grün-
dungsjahre des Konzerns, nachdem die
Bayer AG sich von ihren defizitären Chemie-
geschäften trennen wollte – eine Trennung
mit Schmerzen, weniger für Bayer, sondern
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vor allem für Lanxess. Denn der Mutterkon-
zern bündelte nicht nur die lahmenden
Geschäfte in der neuen Tochter, sondern gab
ihr auch einen hohen Schuldenberg mit auf
die Reise ins Ungewisse. Um überleben zu
können, musste radikal gehandelt werden,
und das hieß auch Lohneinbußen bei den
Mitarbeitern. Prompt ging die Belegschaft
auf die Straße.
Keine guten Vorzeichen für die Krise, die
sich im Herbst 2008 anbahnt. Doch weil sich
das Management auf das Kooperationsange-
bot der Betriebsräte und der Industriege-
werkschaft Bergbau, Chemie und Energie
(IGBCE) einlässt, nehmen die Gespräche
einen ganz anderen Verlauf. Keine Graben-
kämpfe, sondern kurze Dienstwege sind auf
einmal das Gebot der Stunde. Für besonders
strittige Themen richten Vorstand und
Arbeitnehmervertreter einen eigenen Koordi-
nierungskreis ein. Mit den Werksleitern wird
fast täglich konferiert.
Als Vertrauensbeweis legt das Management
die relevanten Zahlen über das Innenleben
des Unternehmens offen. „Diese Transparenz
war ein wichtiger Schritt, um Vertrauen zu
schaffen“, sagt Seidel. Die überzeugte
Arbeitnehmervertreterin, in der Freizeit in
einem Kirchenchor aktiv, ist sich sicher, dass
sich durch diese intensive Arbeit der vergan-
genen Krisenmonate auch das Selbstver-
ständnis der Arbeitnehmervertreter geändert
hat. „Die Krise hat uns als Betriebsrat zu Co-
Managern gemacht.“
Bitterfeld, Werksleitung. Eine moderne Che-
mieanlage ist kein simpler Wasserkocher. Sie
kann nicht so ohne Weiteres aus- und dann
wieder eingeschaltet werden. Das weiß
Gerold Schade in Bitterfeld so gut wie kaum
sonst jemand. Der Werksleiter der dortigen
Lanxess-Produktionsanlage ist ein alter Che-
miemann. 56 Jahre alt, hat der gebürtige
Franke schon miterlebt, wie die Anlage ihren
Betrieb 1999 im Osten der Republik aufge-
nommen hat. Sie stellt Ionenaustauschharze
her, mit denen Wasserenthärtungsanlagen
für Kraftwerke oder Geschirrspüler funktio-
nieren – ein Standardprodukt.
In den zehn Monaten vor dem Krisenherbst
macht sich Schade eigentlich nur Gedanken
darüber, wie man mehr aus der Anlage her-

ausholen könnte. „Ich hörte zwar immer und
überall das Wort ,Krise' in diesem Herbst
2008. Doch wenn ich dann in unsere Auf-
tragsbücher schaute, fand ich dort lange Zeit
keine Zeichen dafür“, erinnert er sich. „Es
konnte sich niemand erklären, warum es im
September und Oktober noch so boomte.“
Die Finanzkrise schien weit weg zu sein von
Bitterfeld und den 80 Lanxess-Mitarbeitern
dort.
Das Erwachen kommt umso jäher. „Im
November brachen dann nicht nur die Auf-
träge weg. Die Kunden stornierten auch ihre
alten“, sagt Schade. Bestellungen, von denen
er eigentlich hofft, dass sein Bereich damit
gut durch die Krise kommen könnte, brechen
auf einmal weg. In seinem SAP-System kann
er mitverfolgen, wie der Auftragsbestand
immer dünner wird und immer mehr bereits
vorhandene Kundenaufträge wieder aus den
Dateien verschwinden.
Und dann ist plötzlich die Kurzarbeit da.
„Das war die einzige Hoffnung für die Kolle-
gen“, sagt der Betriebsleiter. Denn die Anla-
ge in Bitterfeld ist die einzige von Lanxess in
der Region. Ein Austausch von Mitarbeitern,
wie an den großen Standorten im Westen der
Republik, kann hier gar nicht stattfinden.
Man ist auf sich allein gestellt. „Wir mussten
uns selbst helfen“, sagt Schade. Doch Kurz-
arbeit ist für die Werksleitung ein völlig
neues Thema. Schade und seine Kollegen
haben keinerlei Erfahrungen damit. Dafür
war es in den vorangegangenen fünf Jahren
einfach zu gut gelaufen. Welche Anträge
müssen gestellt werden? Welche Unterlagen
sind notwendig? Das ist damals für Schade
Neuland.
Andere Standorte haben während der Krise
auch noch mit ganz anderen Problemen zu
kämpfen. Denn durch den Absatzeinbruch
erreicht die Kapazitätsauslastung ein Niveau,
bei dem sich die Techniker gar nicht sicher
sein können, dass die Anlagen überhaupt
noch funktionieren. Geringe Kapazitätsaus-
lastungen bergen auch die Gefahr von Schä-
den. Lange, da sind sich die Betriebsleiter
sicher, würden die Anlagen die geringen
Auslastungen nicht aushalten.
Lanxess versucht deshalb, einen für die
Branche neuen Weg zu gehen: Während die
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Konkurrenz einfach auf niedrigerer Flamme
weiterkocht, produziert der Chemiekonzern
nur, wenn es Aufträge gibt. So laufen die
Anlagen zwei Monate auf Hochtouren, dann
wieder zwei Monate gar nicht – ein flexibles
Anlagemanagement, das in dieser Form vor-
her noch niemand ausgetestet hat. Daher
kann auch niemand voraussagen, welche
Risiken mit damit verbunden sind. Es gibt
zwar Berechnungen am grünen Tisch. Doch
letztlich ist es ein Versuch, der aus der Krise
geboren wird – und erfolgreich ist. „Das fle-
xible Anlagenmanagement war ein entschei-
dender Faktor, um die Krise zu überstehen“,
ist sich Konzernchef Heitmann heute sicher.
Brunsbüttel, Mitarbeiter. Wenn Bernd von
Hadel einen Verlierer der Krise sehen will,
muss er nur einfach seine Produktionshallen
verlassen. Hoch oben im Norden der Repu-
blik, in Brunsbüttel an der Elbmündung, ste-
hen die Produktionsanlagen von Dystar und
Lanxess dicht beieinander – eingerahmt von
einem gewaltigen Chemiepark, der groß
geplant, aber nie richtig mit Leben gefüllt
wurde. Viele Parzellen liegen brach. Nur ver-
einzelt ragen Anlagen aus der grünen Nord-
deutschen Tiefebene empor. „Die haben es
nicht geschafft“, sagt der Betriebsmeister mit
der Statur eines Hünen. Seit 20 Jahren arbei-
tet er an dem Standort. Zunächst als Bayer-
Mitarbeiter, später bei Lanxess.
Die Krise trifft Brunsbüttel erst im November
2008. „Aus vollem Lauf wurde plötzlich die
Handbremse gezogen“, erinnert sich der 53-
Jährige. Über Nacht brechen die Aufträge für
Kautschuk-Chemikalien ein – für das Pro-
dukt also, das Hadel mit seinen gut 80 Kolle-
gen in der Anlage herstellt und dann in
Säcke für den Weitertransport verpackt. „Wir
haben ja im Dezember noch gehofft, dass es
im neuen Jahr wieder aufwärtsgeht“, sagt er.
Denn weder er noch seine Kollegen wollen
glauben, dass nach einem fünf Jahre dauern-
den Boom so einfach Schluss sein kann. Als
im Dezember die Überstunden abgebaut
werden, machen sich nur die wenigsten
Gedanken darüber, wie sicher ihre Jobs sind.
Die freie Zeit wird genutzt, um die Maschi-
nen zu reparieren. Früher hat Lanxess dafür
externe Firmen beauftragt, man kam ja mit
der Produktion nicht mehr nach und konnte

deshalb keinen eigenen Mitarbeiter für sol-
che Maßnahmen abstellen.
Mit der Krise wendet sich das Blatt. Und all-
mählich wächst die Angst: Im Februar 2009
beginnen die ersten Mitarbeiter, offen über
ihre Jobangst zu sprechen. Vielleicht gehört
man doch zu den Verlierern der Krise? Die
Kurzarbeit ab März verstärkt die Sorgen der
Arbeiter noch, auch wenn das Nettogehalt
per Tarifvereinbarung mit der IGBCE auf 90
Prozent der alten Vergütung aufgestockt
wird. Zähneknirschend habe man die Kurz-
arbeit und die Gehaltseinbußen dann hinge-
nommen, erzählt der frühere Schichtleiter
und fährt mit seiner Hand über das Schrei-
ben, in dem ihm sein Arbeitgeber die ver-
kürzten Arbeitszeiten und die neuen Lohn-
höhen mitteilte. „Das sorgte natürlich gerade
bei den jüngeren Kollegen für große Unruhe.
Auch die Familien waren verunsichert, wie
es denn nun weitergehen soll“, erzählt er
und zupft an seinem rotblonden Pferde-
schwanz.
Vermutlich hätte es sogar weiter in der
Belegschaft gebrodelt, wenn die Führungs-
riege von Lanxess nicht selbst auf Teile ihrer
Vergütung verzichtet hätte. Das Management
müsse vorangehen, ist man sich in der
Leverkusener Firmenzentrale schnell einig.
„Weil jeder gesehen hat, dass auch die
Manager bei uns verzichten, fühlte man sich
wie in einem Boot“, sagt Hadel. Die schnelle
Solidaritätsbekundung verhinderte eine Spal-
tung von Management und Belegschaft.
Leverkusen, Vorstand. Axel Heitmann ist
sich schnell darüber klar, dass er handeln
muss. Gerade noch wollte er seine Pläne für
die große Offensive seinen Führungskräften
vorstellen, da muss er nun brutal den Rück-
wärtsgang einlegen. Der Vorstandschef ist
fassungslos – fast wie ein Kapitän, dessen
Schiff von einem Eisberg gerammt wird. Wie
hätte er sich auf die Tiefe der Krise vorberei-
ten sollen? „Lanxess war seit seiner Grün-
dung eine Restrukturierungsstory, ein Kind
der Krise“, sagt Heitmann. Mit Turbulenzen
kannte sich die Konzernführung also aus.
Doch mit solchen Folgen hatte sie nicht
gerechnet. Für diese Art von Krise gab es
keine Konzepte, die sie einfach aus der
Schublade hätte ziehen können. Es ist wie
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Stochern im Nebel. Aber die Krise einfach
nur aussitzen, das ist keine Alternative
gewesen.
Der Lanxess-Chef wägt nicht lange ab, son-
dern stellt alles infrage, was er bis zu diesem
Zeitpunkt gedacht hat. Der 50-Jährige ruft
einen Krisenstab ins Leben, um schneller
entscheiden zu können. Sechs ausgewählte
Mitglieder bilden das Team, nicht unbedingt
Vorstände, sondern Experten aus unter-
schiedlichen Bereichen und Hierarchiestufen
des Konzerns. Sie brauchen nicht lange, bis
sie die verschiedenen Krisenszenarien und
Gegenmaßnahmen für den globalen Konzern
entwickelt haben – nur eben ohne Praxistest,
es sind theoretische Modelle. „Wir hatten
Szenarien erstellt, wie sich die Krise bei
einem Nachfrageinbruch von zehn, 20 oder
30 Prozent auf Lanxess auswirken würde“,
sagt Heitmann. „Bei dem 30-Prozent-Szena-
rio haben wir dann noch gesagt: Das kann
nicht kommen.“
Doch als sich die Krise im Dezember und
Januar über alle Bereiche der Industrie hin-
weg ausgebreitet hat, tritt genau dieser Fall
ein. Lanxess startet mehr als 100 Gegenmaß-
nahmen, die im Krisenstab entwickelt wur-
den. Um die Mitarbeiter auf seine Seite zu
bekommen, offenbart Heitmann nicht nur
dem Betriebsrat detailliert seine Pläne. Er
bereist auch die großen Lanxess-Standorte
weltweit. „In der Krise vor Ort zu sein und
die Mitarbeiter für den eingeschlagenen Kurs
abzuholen ist enorm wichtig“, zieht Heit-
mann eine Lehre aus knapp anderthalb Jah-
ren. „Wir als Management müssen Präsenz
zeigen, Stellung beziehen, und das haben
wir auch getan.“
Selbst die Verhandlungen mit dem Betriebs-
rat über das Sparpaket über 360 Millionen
Euro führt Heitmann Ende Januar 2009 per-
sönlich – bis morgens um vier Uhr. Um neun
Uhr muss er schon wieder in Davos beim
Jahrestreffen des Weltwirtschaftsforums
sein, um einen Vortrag zu halten. Selbst
Betriebsrätin Seidel zollt ihm dafür Respekt:
„Seine Präsenz war wichtig.“ Und Heitmann
ergänzt: „Die oftmals viel kritisierte Mitbe-
stimmung war in dieser Krise für uns außer-
ordentlich hilfreich.“
Bis in den Juni hinein ist Heitmann fast aus-

schließlich mit dem Krisenmanagement
beschäftigt. „Es war eine verdammt harte
Zeit“, sagt der 50-Jährige. Auch ihn über-
kommt, wenn er über die Ursachen der
Finanzkrise nachdenkt, Unverständnis und
Unglaube ob der gigantischen Summen von
Giftpapieren, die sich mit den Jahren aufge-
türmt und die Weltwirtschaft aus dem
Gleichgewicht gebracht haben. Dann spricht
er von Credit Default Swaps – Papieren die
Banken zur Absicherung von Kreditrisiken
verkauft hatten, und die sich oft als wertlos
erwiesen. „Mogelpackungen“, nennt er sie
heute.
Davos, Weltwirtschaftsforum. Ende Januar
2010, Heitmann ist wieder auf dem Weltwirt-
schaftsforum im verschneiten Davos in der
Schweiz. Er sitzt am Abschlusstag im Skilift
und ist bester Laune. Ein Tag später, sagt er,
werde sein Konzern das fünfjährige Börsen-
Jubiläum feiern. Eine Erfolgsgeschichte.
Über die Krise will er eigentlich gar nicht
mehr sprechen. „Wir haben umgeschaltet“,
sagt er mit einem Lächeln. „Jetzt starten wir
durch.“ Wenn ihm nicht die Finanzmärkte
wieder einen Strich durch die Rechnung
machen, könnte es gut sein, dass er mit sei-
ner Zuversicht recht behält, dieses Mal.
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➔ ➔ Emotional, nah dran, ansprechend geschrieben: Hartmut Wagner hat mit seiner Reportage eine

wertvolle journalistische Arbeit abgeliefert, wie man sie nur noch selten findet. Beobachtungen aus der

Gegenwart werden hier sinnstiftend mit Erinnerungen aus der Vergangenheit verknüpft. Vom Aufma-

cher bis zum Layout: eine rundum gelungene Geschichte!

JURYJURYBEWERTUNG
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Wohnort: Koblenz

Hartmut Wagner M.A. hat in Greifswald, 
St. Petersburg, Königsberg, Potsdam und 
Berlin Politik, Geschichte und Russistik 
studiert. Anschließend absolvierte er ein
Volontariat bei der Rhein-Zeitung. Dort ist 
er seit 2008 als Redakteur und Gerichts-
reporter tätig.



Vom größten Einkaufstempel der Stadt 
zur Konsumruine: Das Kaufhaus auf dem
Koblenzer Zentralplatz wird endgültig
abgerissen.
Koblenz. Sein Schreibtisch ist weg, der Tep-
pich in seinem Büro verdreckt. In der Decke
prangt ein Loch, vor dem Fenster stapeln
sich herausgerissene Metallleisten. Neben
der Tür, wo einst sein Aktenschrank stand,
steht eine fremde Kommode. Ihre Ablage ist
voller Vogelkot, mittendrin liegt eine leer
getrunkene Tüte Capri-Sonne.

Ein Freitagmorgen Ende Juli: Mehr als 14
Jahre sind vergangen, seit Dieter Zahn (64)
letztmals in seinem Büro stand. Der hagere
Mann mit dem schlohweißen Haar schiebt
die Tür auf – und bekommt einen Schock. 

Er war der letzte Geschäftsführer im Kauf-
haus auf dem Koblenzer Zentralplatz, erst im
Dienst von Quelle, später von Hertie. Sein
Büro war nicht protzig, aber standesgemäß
für ein Geschäft mit Millionenumsatz. Gro-
ßer Tisch, lange Fensterfront, Wand und Tür
holzvertäfelt. Das Büro war eine kleine Resi-
denz. Jetzt ist es eine Bruchbude.

2010 JOURNALISTENPREIS 37

von Hartmut Wagner
Rhein-Zeitung 

Der Quelle-Chef macht 
seinen letzten Rundgang
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Das fünfgeschossige Warenhaus in der Casi-
nostraße 10 war jahrelang der größte Kon-
sumtempel in Koblenz. Es gab alles. Vom
Babystrampler bis zum Herrensakko, vom
Rindersteak bis zum Kühlschrank. Bei der
Eröffnung 1968 wurde das Haus euphorisch
gefeiert als Symbol des Wiederaufbaus und
als neues Schmuckstück der Stadt. Doch
irgendwann blieben die Kunden aus.

1996 endete auf dem Zentralplatz eine Ära:
Dieter Zahn zog ein letztes Mal seine Büro-
tür hinter sich zu. Die Einkaufsstätte schloss
ihre Pforten. Bald verkam der größte Platz
der Stadt zur menschenleeren Betonwüste,
das einst stolze Kaufhaus zur Konsumruine.
Auch wenn untere Etagen zeitweise vermie-
tet waren.

Mittelrhein-Forum entsteht

2010 beginnt eine neue Ära: Bagger mit riesi-
gen Greifarmen reißen das Gebäude ab. Bis
2012 bauen die Konzerne ECE und Strabag
auf dem Kaufhausgelände, dem Zentralplatz
und einer nahen Baugrube ein neues Ein-
kaufs- und Kulturzentrum: das Mittelrhein-
Forum.

Eigentlich hätte Zahn sein Büro nie mehr
betreten. Doch als ein Redakteur der RZ
anfragt, ob er ihm das Kaufhaus ein letztes
Mal zeigen würde, sagt er sofort zu. „Es fiel
mir furchtbar schwer“, räumt er später ein.
„Aber ich empfand es als eine Aufgabe, die
ich zu erfüllen hatte.“

Jetzt steht Zahn im dritten Stock der Kauf-
hausruine. Staub und Dreck von 14 Jahren
knirschen unter seinen Schuhen. Als er die
kotverschmierte Kommode sieht, schüttelt er
den Kopf. Dann sagt er trotzig: „Das ist nicht
mehr mein Haus. Ich blicke nach vorn.“ Er
zeigt nicht, wie weh es tut. Das tat er nie. All
die Jahre nicht, als sein Geschäft dem Ende
zusteuerte. Er wollte Vorbild sein, Größe und
Führung zeigen.

Seit Zahn letztmals in seinem Büro war,
revolutionierten Mobilfunk und Internet die
Welt, erschütterte der 11. September 2001 die

Politik, zog eine Finanzkrise um den Globus.
In Zahns Büro aber stand die Zeit still.
Abrissgutachter untersuchten Material aus
der Decke. Irgendwer stellte die Kommode
ab. Sonst passierte nichts – 14 Jahre lang
nichts.

Zahn setzt sich auf einen Stuhl, nimmt das
Telefon, das in einer Ecke steht. Tatsächlich:
Es ist seines. Erst will er es nicht wahrhaben.
Sein Telefon? In dieser Bude? Dann wandert
sein Blick über die Tasten. Dort stehen
Namen seiner Mitarbeiter.

Es ist 11 Uhr. Als Zahn noch Geschäftsführer
war, machte er um diese Zeit seinen täg-
lichen Gang durchs Haus. Damals trug er
Anzug und Krawatte, heute Freizeitkleidung
und Sandalen. Damals war das Gebäude vol-
ler Leute, heute ist es leer. Zahn verlässt zum
allerletzten Mal sein Büro. Und macht noch
einmal seinen Rundgang.

Früher änderte er täglich seine Route, seine
Mitarbeiter sollten nicht wissen, wann er wo
aufkreuzt. Mal nahm er den Aufzug, mal die
Treppe, mal begann er in der Spielzeug-, mal
in der Wäscheabteilung. Heute läuft er
zuerst Richtung Kantine.

Draußen, auf dem Zentralplatz, ist an die-
sem Tag nichts los. Obdachlose trinken Bier.
Eine Frau wartet auf den Bus. Ein Pärchen
schlendert Richtung Altstadt. Trotzdem
scheint es, als wäre der Platz leer. Seine
Weitläufigkeit schluckt alles. Früher war der
Platz richtig belebt. Aber das ist lange her.

Donnerstag, 26. September 1968: Eröff-
nungstag für das neue Quelle-Haus – Aus-
nahmezustand in Koblenz. Um 7 Uhr öffnete
erstmals die Tiefgarage unter dem Zentral-
platz, kurze Zeit später war sie voll. 50 Poli-
zisten regelten den Verkehr. An den Schau-
fenstern des Geschäfts drückten sich
Schnäppchenjäger die Nasen platt. Am
Haupteingang herrschte Gedränge. Um 9.30
Uhr öffnete das Haus. Die Menschen stürm-
ten hinein.
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In den Tagen zuvor schaltete Quelle in der
RZ große Anzeigen. „Hurra!“ jubelten dicke
Lettern. „Quelle eröffnet das größte Kauf-
haus in Koblenz mit einem wahren Feuer-
werk der Preis-Sensationen!“ Im Angebot:
ein Dia-Projektor (99 D-Mark), die Reise-
Schreibmaschine „Konsul“ (89 D-Mark) oder
frisches Eisbein (89 Pfennig/500 Gramm).

Doris Tingelhoff war bei der Eröffnung
dabei. Die 60-Jährige, das lange rote Haar
zum Zopf geflochten, sitzt an einem Julitag
in einem Koblenzer Café. Sie blickt rüber zur
Kaufhausruine, löffelt die Sahne aus ihrem
Cappuccino und stöbert in ihren Erinnerun-
gen. „Was damals los war, war unglaublich“,
erzählt sie. „So viele Leute! Wir mussten die
Türen verriegeln. Es durfte erst wieder
jemand rein, wenn ein anderer rausging.“

Tingelhoff wurde 1968 im Alter von 18 Jah-
ren Chefsekretärin des Hauses – und blieb es
bis zum Schluss. Sie arbeitete dort 28 Jahre,
immer im selben Büro, immer als rechte
Hand des Chefs. Zahn war der letzte. Auch
er verbrachte den Großteil seines Berufsle-
bens in dem Haus – 23 Jahre. Er hat sich
hochgearbeitet, vom Abteilungsleiter bis
zum Chef.

Für Dieter Zahn, für Doris Tingelhoff und für
viele andere Quelle-Mitarbeiter war das
Kaufhaus auf dem Zentralplatz nicht nur ein
Kaufhaus. Es war eine Selbstverständlichkeit
ihres Lebens. Etwas, in das sie ihr Herzblut
steckten, das Orientierung und Halt gab, das
geschaffen schien für die Ewigkeit. Hätte
man ihnen in den 70er- oder 80er-Jahren
gesagt, dass ihr Geschäft dereinst zertrüm-
mert und von Lastern abtransportiert wird –
sie hätten es nie geglaubt. Sie hatten mit
Quelle eines der mächtigsten Unternehmen
Deutschlands hinter sich, einen Hauptgewin-
ner des Wirtschaftswunders, das größte Ver-
sandhaus Europas. Was sollte da passieren?

Bei der Eröffnung war das Kaufhaus ein Kon-
sumtempel. Kleidung und Spielzeug, Bücher
und Elektrogeräte gab es sowieso. Das Haus
hatte zudem einen Supermarkt, eine Bankfi-
liale und ein Reisebüro. Einen Friseur, ein

Restaurant und eine Konditorei. Fahrstuhl-
führer drückten im Aufzug aufs Knöpfchen
und fuhren die Kunden zu den Etagen. Wer
mit dem Auto kam, konnte in der Tiefgarage
parken, die Waschstraße nutzen, neben dem
Haus tanken – einen Liter Super für 60 Pfen-
nig.

Anfang der 70er-Jahre erlebte das Haus seine
Blüte. Es hatte rund 400 Mitarbeiter, machte
45 Millionen D-Mark Jahresumsatz. Bis
heute schwärmt Zahn von einem Samstag in
der Weihnachtszeit, als das Geschäft an
einem Tag knapp 1 Million D-Mark Umsatz
machte.

In den 80er-Jahren lief das Haus schlechter.
Immer weniger Kunden kamen. Zahn nennt
drei Gründe: In Nachbarstädten siedelten
sich neue Kaufhäuser an. Der Gewerbepark
Mülheim-Kärlich wuchs und wuchs. Und:
1984 eröffnete das Löhr-Center. Das neue
Einkaufszentrum ist rund viermal größer als
das Quelle-Haus, hat mehr Auswahl und
liegt günstiger. Es hat Zugang zur Fußgän-
gerzone, während das Quelle-Haus erst nach
einem Fußmarsch über den Zentralplatz zu
erreichen ist.

Guni Gauss (53) verkaufte bei Quelle 24
Jahre lang Koffer, Taschen und Schulranzen.
In den 70er-Jahren war ihre Abteilung mor-
gens voller Kunden. Eine Dekade später
stand sie um diese Zeit oft allein da – und
langweilte sich. „Es war, als säße ein großer
Hund vor der Tür, der die Kunden vertreibt.“

Zahn schrieb damals einen Brief an Oberbür-
germeister Willi Hörter. Betreff: „Ein sterben-
der Platz bittet um Hilfe“. Doris Tingelhoff
fotografierte zwei Wochen lang den men-
schenleeren Zentralplatz – und legte die Bil-
der bei. Die Quelle-Mitarbeiter hofften, die
Stadt könnte den Platz attraktiver machen,
damit mehr Kunden kommen. Vergeblich. 

1993 war Schluss: Quelle verkaufte das Haus
am 1. März an Hertie. Doch sein Ende wurde
so nur verzögert. Im Juli 1995 erhielt Zahn
ein Fax, als er mit seiner Frau auf Istrien
urlaubte. Er sollte sofort in der Hertie-Zentra-
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le in Frankfurt anrufen. In kurzer Hose und
Badeschlappen erfuhr er: Sein Geschäft wird
Ende 1995 dicht gemacht.

Das Warenhaus war damals in prekärer
Lage. Es hatte 1995 noch 106 Mitarbeiter,
Anfang der 70er-Jahre waren es viermal so
viele. Der Umsatz betrug 1994 rund 22,8
Millionen D-Mark, Anfang der 70er-Jahre
war er doppelt so hoch. Und: Der Hertie-
Konzern erwartete für die Filiale bis 1998
mehrere Millionen D-Mark Verlust.

Als Zahn in der Mitarbeiterkantine an-
kommt, muss er schlucken. An der Wand
stehen Paletten, der Raum ist fast leer. Aber
für ihn steckt er voller Erinnerung. Hier
schüttelte er am 23. Dezember 1995 jedem
Mitarbeiter zum Abschied die Hand. Er
blickte in traurige Gesichter, manche wein-
ten. Es war der letzte Verkaufstag, die Kas-
sen waren abgerechnet, alle Kunden aus
dem Haus. „Das war einer der wenigen
Momente, in denen ich nicht reden konnte“,
murmelt Zahn. Dann will er weiter.

Plötzlich stehen vor ihm vier Männer der
Abbruchfirma. Sie begutachten das Gebäude,
wollen wissen: Wer ist dieser Herr? Was will
er hier? Zahn muss sich im eigenen Haus
rechtfertigen.

Regenfass im Treppenhaus

Es kommt noch schlimmer: Zahn sieht das
Chaos im Hausmeisterbüro. Am Boden lie-
gen aus den Regalen gerissene Ordner.
Dazwischen Schlüssel, Flaschen, Hauspläne.
Auf dem Tisch ein alter Brief, unterschrieben
mit: Dieter Zahn. Der knurrt: „Das hätte man
hier alles anders halten können!“ Das Haus-
meisterbüro, das ganze Haus, existiert bald
nicht mehr. Aber Zahn fühlt sich verantwort-
lich. Bis zum Schluss.

Im Treppenhaus vor den Stechuhren für die
Mitarbeiter steht ein halb vollgelaufenes
Regenfass. Das Flachdach des Gebäudes ist
undicht. Der Regen fraß sich jahrelang durch
den Beton. Zahn hinterließ das Haus einst

tipptopp. Jetzt prangen Flecken an der
Decke, spinatgrün, schimmelschwarz oder
rostrot. Kalkfetzen bedecken den Boden.
Zahn läuft wortlos drüber.

Noch einen Schritt, dann beginnt die Finster-
nis. Zahn steht in der Tür zum ersten Ober-
geschoss. Einst war der Raum voller Regale
und Ständer, rechts mit Anzügen und Hem-
den, links mit Blusen und Röcken. Jetzt ist
er leer, weit und düster. Zahns Schritte ver-
hallen, sein Blick sucht Altbekanntes. Aber
nur die Rolltreppe und die vielen Spiegel
erinnern daran, dass hier mal ein Kaufhaus
war.

Eigentlich wollte Zahn zwei, vielleicht drei
Stunden bleiben. Es werden fast fünf. Er
schaut in jeden Raum, weiß zu jedem eine
Geschichte, begrüßt jeden wie einen alten
Freund, den er nach vielen Jahren in die
Arme nehmen darf. Wenn auch zum aller-
letzten Mal.
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